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Der ewige Frieden iſt ein Traum und auch nicht ein
mal ein ſchöner So äußerte Moltke, der Feldmarſchall.

Man kann über den zweiten Teil dieſes Satzes verſchie
Dener Anſicht ſein, und wir werden nicht gerade von
einem Militär verlangen können, daß er für einen Jdeal

huftand Verſtändnis hat, in dem das Heer zur Bedeu
km loſigkeit verurteilt iſt. Aber ſeine Zweifel an der

Durchführbarkeit ihres großen Gedankens ſind leider nur
allzuberechtigt. Nach dem Weltkriege, der 12 Millionen

Menſchen frühe Gräber ſchaufelte und Angezählte zu
Krüppeln machte, hätte man eigentlich annehmen dürfen,

und daß die Menſchheit in der Erkenntnis der Sinnloſigkeit blu
48 ger Auseinanderſetzungen erheblich vorgeſchritten wäre.

Abrüſtung und Frieden geſprochen worden wie in unſeren
en Tagen, und ſelten waren wir von beiden ſo weit entfernt

S vie heute. Das Mißtrauen der Völker untereinander iſt25 95 fFärker, als die Furcht vor Waffengängen, die nach den
en g. etzten Erfahrungen niemandem etwas nützen und Sie
65 e gern wie Beſſiegten gleichmäßig ſchwerſten Schaden zu

fügen Die Völker laſſen ſich leider von dieſent? Mißtrauen
der Regierungen leiten und wagen ſelten mehr als einen

üchternen Proteſt gegen Vorlagen, die Unſummen ver
hlingen und auf die Dauer die Entwicklung zu Kultur

chteten J gen r de Vere i r Am F S221 e die Jriedensbewegung ſabotteren. Es
95 Se t zwar im Vertrage von Locarno die gewünſchten Ga

tien erhalten und darf auf Grund ſchriftlicher Beſtäti
8 hoffen, daß es bei dem gefürchteten Deutſchenangriff,
n den ein waffenloſes Volk gar nicht denken kann, ſofort

volle Bundeshilfe Englands und Jtabiens bekommt.
das Mißtrauen durchlöchert auch dieſen Vertrag,

üf den wir ſo ſtolz geweſen ſind. Selbſt die zerütteten
Fiwanzen hindern unſern weſtlichen Nachbarn nicht, ge
dadezu unerſchwingliche Ausgaben auf ſich zu nehmen,

um die „wirkliche“ Sicherheit der eigenen Kraft zu
ährleiſten. Die neue Militärvorlage bringt zwar

ſeinbar eine Entſpannung, da ſie die Dienſtzeit auf ein
ahr vermindert. Jn Wirklichkeit aber iſt das eine neue
erſtärhung. Bei gzweijähriger Dienſtzeit wäre es nicht
ögbich, das geſamte Volk militäriſch auszubilden. Des

hat man ſich zu dieſem Opfer entſchloſſen. So wer
den die Kaſernen alljährlich geräumt, um dem Nachſchub

Raum zu gewähren, man hat das Ausbildungsperſonal
m frei und braucht dafür nicht mehr an Geldmitteln

s bisher. Frankreich führt die Bewaffnung der gangen
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ant tion durch und ſchafft durch den Hilfsdienſt auch die

öhlichkeit, waffenuntüchtige Männer und alle Frauen
heranzugehen. Der Soßialiſt Voncour ſieht darin ein

z chahmenswertes Beiſpiel, während wir ganz entgegen
etzter Anſicht ſind.

Dieſer merkwürdige Pazifiſt behauptet auch, durch
e Beſtimmungen, wonach für Heereshieferungen nur

Selbſtkoſtenpreiſe berechnet werden dürfen ſet der Kriegs
e der Kriegsgewinnler ein Riegel vorgeſchoben. Das

klingt wundervoll, trifft aber vorbei. Wenn einmal die
Kanonen ſprechen, iſt jedes Land eine belagerte Feſtung,
in der die Preiſe von ſelbſt ſteigen Mehr brauchen Mu

zäufe nittionsfabrikanten und Lebensmittelwücherer wirklich
icht, um ſich die Taſchen zu füllen. Ueber einen anderen

Punkt aber iſt er ſchamhaſft hinweggeglitten. Er hat uns
micht verraten wie er über die neuen Beſeſtigungen denkt,

ür die 7 Milliarden Franken, alſo vumnd 1 Milliarde
Goldmark ausgeworfen werden. Dieſes Verſäumnis hat

er Kriegsminiſter Painleve nachgeholt und in einem
wöwnpnnnn Interview ſeine Anſchauungen zum beſten gegeben. Pain

hve iſt Radikalſogialiſt, gehört alſo einer linksſtehenden
Partei an. Man kann ſich danach ungefähr vorſtellen, welche

ernſt Anſchauungen erſt in den rechts gerichteten Kreiſen beſtehen.
iann. Hier wird mit kühler Gelaſſenheit zugegeben, daß ſich das
urg kigentlich alles gegen Deutſchland richtet Paris ſet nur

100 Kilometer von der Grenze entfernt und daher immer
bedroht. Alſo von deutſcher Seite. Einen anderen Sinn
kann das gar nicht haben. Aber Painleve wird noch deut

cher Die Feſtungen in Elſaß-Lolhringen ſeien alle gegen
Weſten gerichtet, das iſt ſelbſtverſtändlich, da ſie damals
dem deutſchen Schutz gegen Frankreich dienten. Nur gab

itzse es in jenen Tagen keinen Völkerbund und keinen Lo
recher

erkannten Abrüſtung automatiſch die der anderen zu fol

S In der Theorie iſt das auch der Fall. Niemals iſt foviel von

carnovertrag. Wir wiſſen nicht, was Briand zu dieſen
Aeußerungen ſeines Kollegen geſagt hat, aber ſie ſind ein
etwas merkwürdiges Gepäck für die Reiſe nach Genf.

Dort findet außer der Tagung des Rates auch eine
erneute Beſprechung über die Abrüſtung ſtatt, auf der das
Reich durch den Grafen Bernſtorff vertreten ſein wird.
WAebertriebene Erwartungen alſo ſoll man nicht hegen.
Deutſchland könnte zwar dort einige Sprengbomben wer
fen. Es beſitzt die Möglichkeit dazu, ſolche Beſtimmungen
des Verſailler Vertrages, wonach unſerer nwun endlich an

gen hat. Aber ſelbſt, wenn wir dieſen Standpunkt ener
giſch zur Geltung bringen würden, wäre das Echo nicht
zweifelhaft. Man will nichts davon wiſſen und ſtreut
lediglich mit den ganzen Unterhaltungen den Völkern
Sand in die Augen. Bisher wurden jedenfalls nur ſolche
Theſen gegen England, Amerika und Deutſchland ange
nommen, die auf eine Sabotage hinausliefen.

Auch die Abrüſtungskonferenz in Waſhington, die ſich
ausſchließlich mit der Marine Gefaſſen ſoll, iſt ſchon zu
Mißerfolg verurteilt. England hat zwar die Einladung
angenommen, ohne Begeiſterung dafür zu zeigen, aber
Frankreich und Jtalien haben abgelehnt, und nun erklärt
Plötzlich Japan, drei Mann am Tiſche ſeien zu wenig

te en Amſtänden habe es auch keine Luſt zu er

o An nwerſtä it London
itzen eine ausgeſprochene Ge

erantwortung immer an andere abzu
ſchiebhen. Sie ſind jederzeit zu Friedensaktionen bereit,
ſobald ſie ſich vorher vergewiſſert haben, daß nichts dar
aus wird. So haben ſie es im Haag gehalten, wo die
Deutſchen ihnen die moraliſche Laſt abnahmen, ſo in Genf
und nun wieder in Waſhington. Allerdings muß man
ihnen zugeſtehen, daß ſie ſich jetzt in einer ſchwierigen
Lage befinden. Außer Jtalien haben ſie niemanden an
ihrer Seite. Frankreich rüſtet zu Lande gegen uns und
zu Waſſer gegen GroßBritannien Die Vereinigten Staga
ten treiben ihre eigene Politik und verſchluchen Mittel
amerika Stück für Stück. Sie halten die Fahne der Jde
ale hoch, ohne das Kaſſabuch zu vergeſſen

Der ſchlimmſte Gegner iſt natürlich Rußland, deſſen
Beſtrebungen auf Weltrevolution in Europa ausſichtslos
ſinnd daran kann auch das Londoner Geſchrei über Agi
tation in England ſelbſt nichts ändern bolſchewiſteren
aber Aſien, was für die Weſtmächte viel unbeguemer iſt.

n e
vergeßt es nicht!

Werbet Mitglieder,
ſendet Werbeanſchriften ein.

Ganz gleich wie die chineſiſchen Wirren ausgehen, hat
England dieſen Märkt verloren. Sein Handel iſt in ſtän
digem Abnehmen begriffen. Daher die Gereiztheit. Herr
Chamberlain iſt zwar für Vorſicht und wird dabei auch
won Baldwin unterſtützt, beide aber ſind den Radikalen
zum Schlage der Birkenhead, Amery und Churchill un
terlegen. Eine kräftige Note wurde nach Moskau geſandt.
Sie enthielt den Vorwurf der Heuchelei und Doppelzün
gigkeit. Sie war ausgeſucht grob, und ließ doch offenbar
noch eine Steigerung zu, die Herr Litwinow in ſeiner
Antwort auch ſofort erklommen hat. Man kann es den
Londoner Blättern nachſfühlen, wenn ſie von Unver
ſchämtheiten reden, nur kommt es in der Politik auf das
Ergebnis an. England hat ſich zu einem vornehmen
Schweigen entſchloſſen und wird die Note mit Nichtach
tung beſtrafen, während man in Moskau vermutlich darin
imen gang beſonderen Triumph erblickt. Nimmt man
noch hinzu daß Rußland jetzt wieder in beſſere Bezie
hungen zu Eſtland und Lettland tritt, während es dem
polniſchen Liebeswerben die kalte Schulter zeigt. und daß
Warſchauer Anregungen in Kowno eine kräftige Ableh

e allen deſſen Aufgabe es das Reicheſchugeſeh u

nung erführen, ſo wird man dem diplomatiſchen Kampf

Die Vorgänge im Baltenlande Deutſchland vermittelt nicht zwiſchen Londort und Moskau Unterhaltungen in San Remo Das
Reichskonkordat Zentrumsherrſchaft Annäherung an die bayriſche Volkspartei Das Reichsſchulgeſetz Der ſiegreiche Partikularismus
c Völkiſche Liebens würdigkeiten Jnduſtrielle Geldgeber Mit Gott für König und Vaterland.

am Baltiſchen Meer mit einiger Spannung entgegenſehen
dürfen

Mit dieſen Vorzeichen beginnt die Genfer Konferenz
Deutſchland hat entſchieden dementiert, daß es ſich zum
Vermittler zwiſchen England und Rußland hergeben
werde. Das iſt durchaus billigenswert, denn wir würden
dabei nur zwiſchen zwei Feuer geraten, da keine dieſer
Mächte den ehrlichen Willen zu einer Verſtändigung mit
der anderen hat. Auch iſt Dr. Streſemann mit Arbeiten
überhäuft. In ſeinem Hotel in San Remo haben zahl
reiche Anterhaltungen ſtattgefunden. Der frühere eng
liſche Botſchafter in Berlin, Lord DiAbernon, hat bei
ihm vorgeſprochen, natürlich nur privatim, wie das im
mer der Fall iſt, die deutſchen Diplomaten von Hoeſch
aus Paris, von Neurath aus Rom und unſer Geſandter
am Vatikan waren bei ihm.
den Vorbereitungen für die Tagung und hat nichts Auf
fälliges an ſich. Anders ſteht es allerdings mit Herrn
won Berger Es unterliegt kaum einem Zweiſfel, daß der
deutſche Vertreter bei der Kurie mit dem Reichsaußen
miniſter über das Konkordat geſprochen hat. Und damit
ſind wir bei der inneren Politik angelangt.

Schon in der nächſten Zeit werden die Kulturfragen
in den Vordergrund drängen. Es ſind alle Vorbereitun
gen dafür getroffen worden. Das Zentrum hat die Le

küng der Kulturabteilung im Reichsinnenminiſterium

werfen Aeber ſeinen Jnhalt braucht man ſich dang
henen Jlluſtonen mehr hinzugeben. Die Deutſchnatio
nalen werden ſchlucken, was von ihnen verlangt wird
nur um an der Macht zu bleiben. Die Deutſche Volks
partei konmt allerdings in arge Gewiſſensnöte. Es gibt
dort zwar Abgeordnete, die ſchon heute triumphierend
erzählen, man würde das Geſetz unbeſehen annehmen
aber es handelt ſich dabei um Männer, die durch keine
liberale Vergangenheit belaſtet ſind und deren Uebertritt
zur äußerſten Rechten gar nicht bemerkt werden würde.
Die Partei ſelbſt aber dann nicht ſo leichtfertig ühre
eigenen Ziele verleugnen, ohne erhebliche Maſſen ihrer
Anhängerſchaft abzuſtoßen. Wir werden darüber wohl
auf der Jubiläumstagung der nationalliberalen Partet
am 19. März in Hannover noch Näheres hören

Die Bedrängnis iſt umſo größer, als Zentrum und
Bayeriſche Volkspartei unmittelbar vor der Wiederver
einigung ſtehen. Jn Kulturfragen macht es keinen Anter
ſchied aus, da ſie beide reaktionär ſind. Wohl aber ſteht
zwiſchen ihnen noch die Frage Reich und Länder. Bei
der Geſchmeſdigkeit des Zentrums, das ſich nie auf das
ſttarre Syſtem von Ueberzeugungen eingelaſſen hat, wird
die Entwicklung nicht zweifelhaft ſein. Erzberger iſt tot
und ſein großes Werk der Reichsfinanzgeſetzgebung hat
ſchon jetzt in den Finanzminiſter Dr. Köhler einen ſon
derbaren Hüter gefunden. Auch die Etatsrede des Jen
trumsabgeordneten Dr. Brüning. ließ weitgehende
Schlüſſe zu. Das Zentrum wird zunächſt einmal parti
külariſtiſch auftreten und ſchon dadurch die deutſche Volks
partei arg verſtimmen. Herr Dr. Breitſcheid nahm in der
„Welt am Montag an, daß nun noch ein Zuſammen
ſchluß der Liberalen erfolgen würde, um eine gemeinſame
Abwehrfront zu bilden.

Auch ſonſt iſt das Parteigetviebe ganz intereſſant.
Die völkiſche Fraktion iſt gerphatzt umd nichts bezeichnet
ihres Daſeins Spur. Die 15 Mann haben ſich nach allen
Seiten verflüchtigt. Schade darum iſt es nicht. Es wurde
etwas lebhafter beim Sterben als man früher annahm.
Die gegenſeitigen Enthüllungen ſind allerliebſt, auch in
der maſſiven äußeren Form. Dabei erfahren wir von
Herrn von Ramin, daß Hitler von Großinduſtriellen ſein
Geld erhalten hat. Er erwähnt ausdrücklich ohne Na
mensnennung einen bekannten Berliner Politiker Schade,
daß der „Lokal-Anzeiger“ in ſolchen Dingen ſo verſchloſſen
iſt, ſonſt könnten wir vielleicht noch nachträglich den Namen
hören. Ernſter zu nehmen iſt die Auseinanderſetzung inner
halb der Deutſchnationalen Partei. Die Konſervativen
rühren ſich und haben ihre Selbſtändigkeit ſcharf unter
ſtrichen. Mit Gott für König und Vaterland. Das iſt
bitter, eben erſt haben Hergt und von Keudell den Eid
auf die republikaniſche Verfaſſung geſchworen und dabei
die Billigung der Fraktion gefunden. Unüberwindbar
ſtehen die Gegenſätze nebeneinander. Der nächſte Parkei
tag hann gang amüſant werden. Richard May

Selbverſtändlich galt es
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Die Konkordatsfrage.
Von Oberſtudiendirektor Dr. Bohner M. d. L.

Von den beiden Erklärungen zum Konkordat im
Reich und in Preußen iſt die preußiſche die ausführli
chere; nur ſie verrät in den vorſichtigen Wendungen, wo
wuf ſich die Vorbereitungen zu den Verhandlungen über
haupt erſtrecken. Sie betont, daß man von der konkreten
preußiſchen Lage ausgehe, nicht von abſtrakt politiſchen
Erwägungen. Mit anderen Worten, der wölkerrechtliche
Charakter des Konkordats wird als gegeben hingenom
en; man ſtellt ſich, nachdem einmal das bayeriſche Kon
kordat vorliegt, auch nicht auf den Standpunkt, daß der
Abſchluß eines Konkordats eben als eines gleichſam völ
kerrechtlichen Vertrags nur dem Reich zuſtehe. Noch we
miger hält man ſich mit gelehrten Erwägungen auf nicht
der Kanoniſten, die ein Konkordat nur für ein vom Papſt
zugeſtandenes Privilleg erklären, noch einzelner Staats
wechtslehrer, die es zuletzt zu einem Stagatsgeſetz machen
wollen. Nicht unbekannt iſt der preußiſchen Regierung,
daß in Kreiſen der ſchärfſten Staatsgeſinnung jedes Ver
handeln mit einer Kirche als ein Preisgeben von DTeilen
der Staatshoheit betrachtet wird, und daß man hier die
Regelung der kirchlichen Fragen durch ein Staatsgefetz
wünſcht. Die preußiſche Erklärung ſichert eine Prüfung
auch nach dieſer Richtung hin zu; aber offenbar verſprächt
man ſich bei der preußiſchen Regierung nicht viel davon
Bei den politiſchen Machtverhältniſſen und bei den ver
wickelten Grenzverhältniſſen des Staates; gehören doch
dem Sprengel deutſcher und preußiſcher Biſchöfe auch

mnichtdeutſche Gebiete an. Am wenigſten läßt man ſich in
Preußen von ungellärten konfeſſionellen Regungen be
wimnfluſſem.

Es iſt klar, daß der katholiſche Bevölkerungsteil aus
Preſtigegründen ſich freut, wenn es zu einem förmlichen
Vertrag zwiſchen dem Staat und ſeiner Kirche kommt;
und ſicher wird man in kirchlichen Kreiſen den Abſchluß
eines Konkordats als einen Sieg feiern, obwohl die Ver

ywangenheit lehrt, daß mit ſolchen Vereinbarungen, wie ſie
ja auch früher zwiſchen Preußen und der katholiſchen
Kirche abgeſchloſſen wurden, gelegentlich auch nichts er
reicht wurde. Man wird aber dem katholiſchen Bevölke
wungsteil auch gewiſſe Erinnerungen an zurückliegende
Zeiten gerechterweiſe nicht verargen dürfen und daraus
werſtehen müſſſen, wenn er eine vertragliche Sicherung
ſeiner kirchlichen Belange auch nach der Sicherung in der
Reichsverfaſſung wünſcht. Die Tatſachen, die Roſt in
ſeinem Buch über die Verquickung von Religion und Po

Utik in der preußiſchdeutſchen Geſchichte zuſammenſtellt,
ſprechen eine deutliche Sprache. Amgekehrt iſt im evan

wie ſie das bayeriſche Konkordat gebracht hat, micht ohne
Eindruck geblieben. Die ſeindliche und herausſfordernde
Sprache, die man zurzeit auf hatholiſcher Seite anſchlägt,

das Ablehnen jedes Zuſammenwirkens in der Erziehung,
jüngſt die Ablehnung der Simultangakademie in Frank
furt a. Main, bleiben nicht ohne Eindruck. Man fürchtet
daß man auf der anderen Seite den Kampf ſucht und hat
daher Abneigung gegen jedes Verhandeln zwiſchen Staat
und Kirche. Die preußiſche Erklärung überläßt die Aus
Sinanderſetzung hierüber den Konfeſſionen ſelbſt.

Dafür gibt ſie die Gründe an, die für eine Verhand
kung ſprechen. Sie nennt die territoriale Lage des Stag

kes. Wer hinter den Zeilen zu leſen verſteht, erkennt,
man wünſcht ein Mitwirkungsrecht bei der Beſetzung der
Biſchofsſtühle, die die Reichsverfaſſung dem Staat ge
nommen hat und das er bei den beſtehenden politiſchen
Verhältniſſen im Reich und in Preußen durch ein Staats
geſetz allein niemals zurückerhalten kann, ganz beſonders
mit Rückſicht auf die Grengmarken. Beiſpiele? Seinerzeit
Durfte der Breslauer Fürſtbiſchof nicht in das oberſchle
ſiſche Abſtimmungsgebiet, weil die Entente in ihm den
deutſchen Seelenhirten fürchtete. Der Biſchof Korum von
Trier hat die Errichtung eines beſonderen Sagarbistums
werhindert und damit den Franzöſierungsbeſtrebungen an
der Saar einen ſtarken Riegel vorgeſchoben. Der Biſchof
Schreiber von Meißen hat die Ausbildung der Geiſtlichen
für die Lauſitzer Wenden von Prag nach Bautzen verlegt,
ſowie ſich die erſten Anzeichen eines uns feindlichen Trei
hbens im Wendentum zeigten. Man könnte ſagen, für
die Vertretung ihrer nationalen Belange in der Kirche
müßten die deutſchen Katholiken ſelber ſorgen; ſicher ha
ben ſie auch das Vertrauen zu ihrem geiſtlichen Ober
haupt, daß er darin auch ihre Rechte wahrt. Aber man
pflegt beim Staat nirgends mit dem guten Willen allein
zu rechnen. Wenig äußert ſich die preußiſche Erbhlärung
zu der finanziellen Auseinanderſetzung, obwohl hier mit
der Grund für die erſtrebten Verhandlungen liegen
dürfte. Das Reichsgericht hat kürzlich in einem Fall der
Auseinanderſetzung über das Eigentumsrecht an Schul
gebäuden bei der Trennung von Kirchen und Schulamt
ſich für den reinen privatrechtlichen Standpunkt entſchie
den und die Frage nach dem Zweck des Baus gänzlich bei
ßeitegeſchoben; nach dieſer Entſcheidung würde dem Stagt
überall im Falle der Trennung die Ausgabe für neue
Schul und Lehrhäuſer aufgebürdet ſein. Dieſe Frage und
die Auseinanderſetzung über die Patronate überhaupt
ſind nicht die einzigen vermögensrechtlichen Fragen, de
wen Klärung nötig iſt. Nach Artikel 35 des Relichsdepu
tationsbeſchluſſes hat der Staat die Aufwendungen für
die Kultusbedürfniſſe zu tragen, weil er eben den Beſitz
der Kirche übernommen hat. Sind das die damaligen
oder die heutigen Bedürfniſſe? Die Kirche wartet immer
noch auf die Regelung der Dotationsfrage. Wenn die
Lage dabei auch nicht ſo ſchlecht iſt wie bei der Fürſten
abſfindung, weil die Reichsverfaſſung in Artikel 138 aus Schwierigkeiten

Abgelehntes

geliſchen Bevölkerungsteil der Rückfall in mittelalterliche
Auffaſſungen und die wöllige Preisgabe der Staatsrechte,S

Glücklich oder wenigſtens vorſichtig iſt die preußiſche
Erklärung auch dort, wo ſie das Bereich der eigentlichen
Kirchenfragen verläßt und an das zwiſchen Staat und
Kirche ſtrittige Gebiet der Schule rührt. Sie betont, daß
man die Konkordatsfrage vom Standpunkt des konfeſſio
mellen Friedens prüft, daß die Rückſicht auf die beſonderen
kowfeſſionellen Verhältniſſe Preußens nicht vergeſſen wer
den darf die ſind aber durch die außerordentliche Mi
ſchung der Konfeſſionen gekennzeichnet, die eine ſtarke Be
tonung der Stagtshoheit und Widerſtand gegen jede Kle
rikaliſterung der Schulen zur Pflicht macht. Jſt es zu viel
hehauptet, wenn man gerade in den dalhhinzielenden
Sätzen der Erklärung die Ablehnung eines Konkordats
nach bayeriſchem Muſter erblickt? Die Erklärung verweiſt
auch hier auf die Verfaſſung und die Entſcheidungen im
Reich. Ein Reichskonkordat iſt ja dadurch ſo verſchieden
von einem Landeskonkordat, daß hier die unmittelbaren
verwaltungs und vermögensrechtlichen Fragen ausſchei
den. Was ſoll in einem Reichskonkordat ſtehen Ein
Konkordat mit dem deutſchen Vollkstum, wie es in man
chen deutſchnationalen Gehirnen zu ſpuken ſcheint, iſt na
türlich unmöglich. Die Kirche kann ſich doch Ummögllich auf
den deutſchen oder polniſchen oder italieniſchen Charakter

D.
Magdebrrg

Sonntag, den 13. März vormittags 11 Uhr
in der

Freundſchaft.
Ueber

i Abeartmann
Gäſte, durch Mitglieder eingeführt, haben Zutritt.

feſtlegen. Die kirchliche Verſorgung unſerer Volksgenoſſen
im Ausland iſt neuerdings von der Kirche ſelbſtändig auf
gegriffen und dem Protektorat des Kölner Kardinals un
terſtellt worden. Man wird von einem Reichskonkordat
vielleicht allgemeine Zuſagen erwarten dürfen, im
Grunde Wiederholungen des in, der Reichsverfaſſung
über die Kirche Geſagten.

Man kann es verſtehen, wenn die Kirche ſich noch eine
gleichſam völkerrechtliche Sicherung der Zugeſtändniſſe in
der Reichsverfaſſung geben laſſen möchte. Bedenklich
aber und gefährlich ſcheint, daß in einem Reichskonkordat
auch Beſtimmungen über die ſtrittigen Gebiete, insbeſon
dere Ehe und Schule, enthalten ſein könnten. Hier muß
mit aller Deutlichkeit geſagt werden, daß keine Reichs
regierung in einem Konkordat Beſtimmungen über das
Schulweſen treffen kann, bevor ein Reichsſchulgeſetz die
Fragen geregelt hat. Daß aber das konfeſſionelle Reichs
ſchulgeſetz, wie man es heute anſtrebt, mit der Reichsver
faſſung nicht zu vereinbaren iſt, geht ſchon aus der letzten
Entſcheidung des Reichsgerichts zur Simultanakademie in
Preußen hervor, wo deutlich die ausnahmsweiſe Einrich
tung von Volksſchulen als konfeſſtonelle und weltan
ſchauliche als der Jnhalt von Artikel 146,2 der Verfaſſung
bezeichnet wird. Dem katholiſchen Volksteil ſollten auch
die Nöte bei der Anterbringung der katholiſchen Flücht
lings-, Junglehrer und Studienaſſeſſoren die Frage nahe
legen, ob er wirklich bei der konſeſſionellen Abſonderung
am beſten fährt

Es iſt klar, daß bei der Frage nach dem Konkordat
immer die Verhältniſſe der katholiſchen Kirche im Vorder
grund der Beachtung ſtehen. Man darf nicht vergeſſen,
wenn auch die Regierungserklärungen darüber ſchweigen,
daß jedes Konkordat ſeine Rückwirkungen auch auf die
Beziehungen des Staates zur evangeliſchen Kirche hat,
und daß auch die Frage geprüft werden muß, wie weit
durch Zugeſtändniſſe an die eine Kirche der Staat die Kle
rikaliſierung auch der anderen fördert. Und darin wird
man ebenfalls eine Gefahr bei allen dieſen Verhandlun
gen ſehen. Wir waren in Deutſchland vor einer Kleri-
kaliſterumg unſeres ganzen Lebens behütet, ſolange die
evangeliſche Kirche ſich von ihr freihalten konnte und ihre
Deckung dafür beim Staate hatte. Aus der Verſchiebung
dieſes Verhältniſſes kommen heute die eigentlichen

politiſche Gegenwartsfragen

Demokratiſche Wirtſchaftstagung
in Berlin

deutſchen Zolltarifs Fortführung
von Reinholds Politik

Am Sonnabend, den 26. Februar, tkagte in Berlin
unter außerordentlich reger Beteiligung aus allen Teſt
len des Reiches der Geſamtvorſtand des Reichsausſchuſſes
für Handel, Jnduſtrie und Gewerbe beim Hauptvorſtand
der D. D. P. unter Leitung ſeines Vorſitzenden Geh.
Kom. Rat Dr. Wieland, M. d. R. und unter Anweſen
heit des Parteivorſitzenden Koch. Zu den Handels und
zu den zollpolitiſchen Fragen hielt Staatsſekretär a. D.
Meyer, M. d. R., einen mit lebhaftem Beifall aufgenom-
menen Vortrag. Die ſehr eingehende Ausſprache, die
ſich auch insbeſondere mit den durch den deutſch-polwiſchen
Handelskrieg aufgeworfenen Fragen beſchäftigte, führte
zur einſtimmigen Annahme folgender Entſchließung

„Der Reſchsgusſchuß für Handel, Jnduſtrie und Ge
werbe hält es für geboten, daß Deutſchland nach Kräften
bemüht iſt, einer Politik der Abtragung der Zollmauern
in Europa zur Geltung zu verhelfen.

Von dieſem Geſichtspunkt aus fordert er die ſofsrtige
Jnangriffnahme der Reviſion des deutſchen Jolltarifes
unter Berüchſichtigung der Exportbedürfniſſe der deutſchen
Wirtſſchaft und die größte Aktivität zwecks Abſchluſſes von
den Export begünſtigenden Handelsverträgen mit Tarife
(bindungen. Der deutſch-polniſche Wirtſchaſtskrieg darf
micht ohne zwingende Gründe verlängert werden. Her neu

Einer beſonders ſchnellen Erledigung bedarf die Be Dr.
meſſung der Agrarzölle für die Zeit nach dem 31. März

Rewiſton des

1927 Hierbei müſſen dieſe Zölle auf einen längeren e
Zeitraum ſeſtgeſetzt werden, damit ebenſo wie der Land ſcheenberg,
wirtſchaft auch den beteiligten Handels und Jnduſtrie- allen Am e
kreiſen die auch im Jntereſſſe der Volksernährung note n
wendigen Dispoſitionen auf weite Sicht. ermöglichte
werden.

Zu den Fragen der Finanz- und Steuerpollttik er
ſtattete Reichstagsabgeordneter Dr. Fiſcher einen mit
großer Zuſtimmung aufgenommenen Bericht, in dem er h zurzeit ga
ſich erneut beſonders eingehend mit den unſachlichen Krie heit iſt
tikern der Reinholdſchen Finanzpolitik auseinanderſetzte. ſich miedr
Die Beratungen führten zur Annahme folgender Ent der Firme
ſchließung: „Der Geſamtvorſtand des Reichsausſchuſſes Die Kr
für Handel, Induſtrie und Gewerbe ſtellt feſt, daß dank ſeheblich ver

der demokratiſchen Finanz- und Steuerpolitik der Jahre
1925 und 1926 einer Geſundung des Vewhältniſſes zwi

Zinsfuß geſenkt, und damit
ausſetzungen für die Aeber.
ſchaſtskriſe geſchaffen worden

Etatsdebatten des Reichstages be
un begründeten Vorwürfe gegen die Reinholdſche Finan
politik ſpricht der Reichsausſchuß mit Nachdruck

m

Reichsminiſter a. D. Reinhold ſein Vertrauen aus. Sch
Er erſucht die demokratiſche Reichstagsfraktion, im Junter- i wie in
eſſe der geſamten Wirtſchaft den Kampf um eine Fort n ſollen g
führung der Richtlinien der Finanzpolitik des Jahres enheit
1926 aufzunehmen. Mit ernſter Beſorgnis muß der n werden
Etatsdebatte entnommen werden, daß die Reichsfinanze haft ſinde
politik erneut dazu übergehen will, den engeren fiskalie mäßigen
ſchen Geſichtspunkten den Vorrang vor dem volkswirte Milan
ſchaftlich Notwendigen zu geben, und daß die auch im im Jahre
Jahre 1927 zu erwartenden Mehrerträge aus ſteuerlichen J illiarden,
Einnahmen ſtatt zu Steuerſenkungen zu einer Erhöhung Eoebiet we
der Reichsſteueranteile der Länder und Gemeinden ver her auch
wandt werden ſollen, wodurch die Vorausſetzungen für beeinflußt
eine den ſtaats- und wolks wirtſchaftlichen Erfordermiſſen
entſprechende wernünftige Regelung des endgültigen preußz
Finanzausgleſichs erneut erſchwert werden. Das Zurück en
gleiten der Finanz und Steuerpolitik auf die Richtlinie werd d
des Jahres 1925 muß verhindert werden. Der Reichs dige Da
ausſchuß richtet an die geſamte deutſche Wirtſchaſt die r
dringende Mahnung, die Demokratiſche Partei in dieſem
Kampf auf das Entſchiedenſte zu unterſtützen.“

Der preußiſche Handelsminiſter
über Wirtſchaftsprobleme.

Der Hauptausſchuß des preußiſchen Landtags begann
am Dienstag die Vorberatung des Haushalts der Han
dels und Gewerbeverwaltung.

Handelsminiſter Dr. Schreiber
führte aus: Die ſtaatlichen Elektro Unternehmungen im
letzten Jahre haben ſich befriedigend entwickelt. Die Zu
nahme des Stromabſatzes erklärt ſich aus neuen Anſchlüſ
ſen und aus der Beſſerung der Konjunktur. Angriffe ge
gen eine Verquickung der Ausübung des Hoheitsrechtes
mit den Geſchäftsintereſſen der ſtaatlichen Elektrizitäts
wirtſchaft ſind un berechtigt. Neben der Elektrizitätswirt
ſchaft wimmt aber

das Problem der Ferngasverſorgung
immer mehr an Bedeutung zu. Jedoch ſind dabet noch
verſchiedene Fragen zu klären, ſo die Wirtſchaftlichkeit der
Zuſammenarbeit der Erzeuger mit kommunalen Jntereſ
ſen, die Beteiligung der verſchiedenen Erzeugungsgebiete,
Ueberwindung der Schwierigkeiten, die ſich etwa aus dem
Widerſtand eingelner Jntereſſenten ergeben.

Der Miniſter ging dann auf
das Luftverkehrsweſen

über, das nach ſeiner Meinung im letzten Jahre wefent
liche Fortſchritte gemacht habe. Die Geſamtkilometerlete
ſtung von 4949 Millionen im Jahre 1925 ſei auf 6141
Millionen m Jahre 1926 geſtiegen. Die Paſſagierbeför



ung habe um 50,3 Prozent, die Frachtbeförderung um
56 Prozent und die Poſtbeförderung um 86,4 Prozent

Für die deutſche Wirtſchaft war das Jahre 1926 einung ahr der Konſolidierung und allgemeinen Kräftigung.

et der außerordentlich hohen Zahl der Erwerbsloſen,
e wir gegenwärtig noch haben, iſt zu bedenken, daß im
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e Der neue preußiſche Juſtizminiſter

Man Dr. jur. Schmidt (Lichtenberg)
Dr. jur. Hermann Schmidt, preußiſcher LandtagsabgeordneterW r n nd e Vom nereelh in

iſt erlin-Lichtenberg, wird in den nächſten Tagen an Stelle desſtrie krankten Am Zehnhoff zum preußiſchen Juſtigminiſter ernannt
ng not Arden.

möglicht c en rrrr’dTèèèeéèéee
rigen Jahre um die gleiche Zeit neben den Vollerlink er eben noch ein etwa ebenſo großer Teil von Kurz

en mit beitern vorhanden war die Zahl der Kurgarbeiter iſt
dem er Doch zurzeit ganz weſentlich niedriger als damals.
en Kro Zurzeit iſt die Zahl der Konkurſe bereits ſeit Wochen
derſehte fentlich niedriger als in der Vorkriegsgeit, obwohl dieer en ch Der Firmen im ganzen erheblich größer iſt als da

hie Hals. Die Kreditverhältniſſe haben ſich ebenfalls nicht
iß dank erheblich verbeſſert.

Ah Die Sparkaſſeneinlagen
ſes zwi

e e edie kleinen IJnduſtrieunternehFrage,
etwa durch

en aus. Schaffung von Jnduſtrieſchaften,
Jutet lich wie in Sachſen, langfriſtige Kredite befchaffft er

e Fort ilten ſollen, gewinnt eine erhebliche Bedeutung Dieſe
Jahres gelegenheit wird zurzeit geprüft und demnächſt ent
üß de ſieden werden. Die allmähliche Geſundung unſerer
ſinan irtſchaft findet auch in der Entwicklungsſtatiſtik ihren
en ffernmäßigen Ausdruck. Unſer Export betrug im Jahre
fowirt (12 9 Milliarden Mark, im Jahre 1913 11 Milliarden
uch in ark, im Jahre 1925 8,8 Milliarden und im Jahre 1926
rhchen Milliarden. Es iſt dabei zu beachten, daß unſer Wirt
höhuny aftsgebiet weſentlich kleiner geworden iſt, daß anderer

ver s aber auch die Geldentwertung den Wert der Zahlen
e ſie irk beeinflußte.

Jn der Arbeiszeit eht die preußiſche Regierung auf dem Standpunkt, daß
Zurüch r Achtſtundentag als Normalarbeitstag wieder ſtärker

tont werden muß. Dadurch wird die wirtſchaftlich not
eich ndige Mehrarbeit keineswegs ausgeſchloſſen. Die Zu

e läge für die behördlich geregelte Mehrarbeit, die der
ütwurf der Reichsregierung nur für Arbeiter vorſieht,
üſſen auch auf die Angeſtellten antsgedehnt werden. Die
beitnehmer müſſen ſich jedoch zur Erzielung eines be
edigenden Kompromiſſes bereit erklären, im Bedarfsſter lle ausreichende Mehrarbeit zu leiſten, wenn die Anter

hmer für die tarifliche Mehrarbeit angemeſſene Zu
läge bezahlen.

V
t J T S a aſehördenſtreit über die Siedinng

Denkſchrift des Reſchsarbeitsminiſters gegen Preußen.

Auf Grund zahlreicher in der Oeffentlichkeit erhobe
r Angriffe hatte ſich vor kurzem Miniſterialdirektor
ticus vom Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſterium ver
laßt geſehen, eine Denkſchrift „Tatſachen zur Siedlung“
r Oeffentlichkeit bekannt zu geben, in der der preußiſche
andpunkt hinſichtlich der Siedelungsfrage gerechtfertigt

with den ſollte und in der im beſonderen ſchwere Vorwürſe
gen die Reichsregierung und gegen das Reſichs arbeits
miſterium erhoben wurden. Infolgedeſſen ſah ſich das
Achsarbeitsminiſterium zu einer Klarſtellung genötigt.
n Siedlungsausſchuß des Reichstags wurde von allen
irteien eine Erwiderung auf die preußiſche Denkſchrift
fordert.

Wie der „Demokratiſche Zeitungsdtenſt“ mitteilt
gt dieſe Denkſchrift jetzt vor. Der Reichsarbeitsminiſter
auns wendet ſich in temperamentvoller Weiſe gegen
Angriffe die gegen ſein Miniſterium erhoben worden
d Einleitend gibt dieſe Denkſchrift eine Darſtellung
verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeit auf dem Siedlungs
biete, denn von preußiſcher Seite war behauptet wor
W daß Atharmachung und Beſiedlung eine ſo gut wie

Achliehlich preußiſche Angelegenheit ſei. Der Reichs

arbeitsminiſter ſagt dagegen, daß es ſich bei der Siedlung
micht bloß um das zu beſiedelnde Land, ſondern auch um
die anzuſetzenden Siedler handelt. Preußen wird nicht
beſtreiten können, daß das Recht auf Siedlung auf preu
ßiſhem Gebiet allen deutſchen Staatsbürgern zuſent
nicht bloß den preußiſchen. Die Siedlungsfrage hat für
das Reich, nicht bloß ſür Preußen, wirtſchaft iche, ſogtale
und (hochpolitiſche Bedeintung. Schließlich iſt das Jnter
eſſe des Reiches an der Siedlung auch dadurch gegeben,
als gefordert worden iſt, daß das Reich ſich finanziell
an den Koſten der Siedlung beteiligen müſſe. Jn der
Denllſchrift des Reichsarbeitsminiſteriums wird aber ge
ſagt, daß das Reich niemals die Entfaltung einer eigenen
Siedlungstätigheit in einem Gliedſtaat in die Hand habe
nehmen wollen. Ausſührende Organe der Siedlung, auch
bei der Verwendung der Reichsgelder, ſollten die in den
Ländern beſtehenden oder von dieſen errichteten Organe
ind Behörden ſein, alſo die gemeinnützigen und privaten
Siedlungsgeſellſchaften, die Siedlungsgenoſſenſchaften und
Kulturämter. Strittig war lediglich die Frage, auf wel
chemnm Wege gewiſſe grundſätzliche Belange des Reiches bei
der Verteilung und Verwaltung der Reichsgelder ge
ſichert werden ſollten und könnten. So war u. g. der
Vorſchlag gemacht worden, die ſogenannte Oſtſtedlung un
ter Aufrechterhaltung der dem Landwirtſchaftsminiſte
riums unterſtellten preußiſchen Ausführungsorgane, einer
Perſon zu unterſtellen, die gleichzeitig Reichs und Staats
kommiſſar für die Oſtſiedlung geweſen wäre, und über
deren Ernennung ſich Reich und Preußen hätten verſtän
digen müſſen.

wendungen gegen die bisherige preußiſche Siedlungs
methode erhoben. Es wurde auf die Heranziehung un
geeigneter Siedlungsträger, auf die ungünſtigen Erfah
rungen, die mit den Kulturämtern gemacht worden wa
nen und auf die viel zu weitgehende Zentrale behördlicher
Beeinfluſſung der Siedlungsgeſellſchaften hingewieſen
Aus dieſen Gründen konnte im Hinblick auf die politiſche
Verantwortung der Reichsregierung eine darlehnsweiſe
Hingabe von Mitteln ohne die Möglichkeit ſachlichen Ein
fluſſes wicht in Frage kommen.

Die Verhandlungen zwiſchen Reich und Preußen
über die Anwendung der Reichsgelder für Siedlungs
zweche werden in der preußiſchen Denkſchrift unvollſtän
dig und unrichtig wiedergegeben. Die Verhandlungen
über die vorhandenen Meinungsverſchiedenheiten haben
ſich mehrere Monate lang hingezogen. Schließlich würden
gewiſſe Richtlinien vereinbart und nun behauptet die
Denkſchrift, daß die preußiſche Regierung in der Folge
zeit dieſe Vereinbärungen nicht in allem eingehalten
habe. Der Ausſchuß der Deutſchen Rentenbank- Kredit
anſtalt ſollte über dieſe Anträge entſcheiden, aber nicht
nur das Landwirtſchaftsminiſterium, ſondern auch die
nachgeordneten Behörden hätten derartige Kreditanträge
zurückgehalten Weiterhin hat Preußen dagegen Einſpruch

hoben daß ein Beauſtragter des Siedlungsausſchuſſes
zelne Siedlungsgüiter beſichtige

dieſe Ablehnung damit, daß eine ſolche Beſichtigung einen
Eingriff in preußiſche Hoheitsrechte (9) bedeitte; ſchon die
Beanſtandung eines Gutachtens, eines preußiſchen Gut
ächters müſſe notwendig eine Beeinträchtigung der preu
ßiſchem Staatsautorität darſtellen. Zur Beſſeitigung die
ſer Anſtimmigkeiten mußten wiederum Verhandlungen
ſtattfinden, die bis jetzt noch zu keinem endgültigen Er
gebnis geführt haben

Die preußiſche Denkſchrift macht dem Reich den Vor
wurf, die Geldmittel nicht rechtzeitig zur Verfügung ge
ſtellt zu haben. Das Reich antwortet Als im Frühjahr
1926 ein Reichsvertreter auf die verſtreichenden Kaufs
möglichkeiten hinwies, erklärte der preußiſche Vertveter,
der Ankauf von Siedlungsland eile durchaus micht, der
Tieſſtand der Güterpreiſe werde worgausſichtlich erſt im
Jahre 1927 erreicht. Die Siedlungsgeſellſchaften hätten
deshalb Anweiſung erhalten, die Kaufverhandlungen
möglichſt hinzuziehen. Es hat ſich dann herausgeſtellt,
daß Preußen den Bedarf an Mitteln für Ankaufszwecke
weit überſchätzt hatte. Bis zum 1. Januar 1927 hat der
Siedlungsausſchuß Reichskredite in Höhe von rund 13
Millionen Reichsmark zum Ankauf von 13 360 Hektar
Land bewilligt. Aehnliche Vorwürfe wie bei der Oſt
ſtedlung werden hinſichtlich der Weſtſied lung und der
Flüchtlingsſiedlung erhoben. Jn den Fragen der Flücht
lingsſiedlung hat Preußen in keiner Weiſe, die lediglich
auf ein ſachliches wirtſchaftliches Ergebnis gerichteten
Wünſche des Reiches berückſichtigt Jn andern Ländern
wurde dieſe Angelegenheit in Uebereinſtimmung mit dem
Reiche glatt erledigt. Das gilt im beſonderen für
Mecklenburg Schwerin und MecklenburgStrellitz.

Der Reichsarbeitsminiſter Dr. Brauns ſchließt ſeine
Denſkſchrift mit den Worten „Die der Mitwirkung des
Reſches bei der Förderung des land wirtſchaftlichen Sied
lungswerkes entgegenſtehenden Hemmungen hätten ſich bei
einem verträuensvollen Zuſammenwirken Preußens mit
dem Reifiche leicht beheben laſſen. Das Reich hat die Ver
ſuche einer gedeihlichen Zuſammenarbeit mit Preußen

Dienſt am Vaterlande
iſt für uns die pyvlitiſche Arbeit. Unſere Jdeen
marſchieren. Wir freuen uns deſſen. Stärker
wuchtiger und erfolgreicher können wir 'arbeiten,
wenn alle demokratiſch Geſinnten ſich zuſammen
finden. Freunde werbet für die Deutſche
Demokratiſche Partei,

es lohnt ſich, dafür zu arbeiten!

immer wieder erneuert und dabei den preußiſchen
Hoheitsrechten ſtets die vollſte Beachtung geſchenkt.“

Soweit die Denkſchrift des Reichsarbeitsminiſters.

Hinſichtlich der Oſtſtedlung wurden erhebliche Ein

reußen begründete

notwendig.

bare Zeit verſtrichen iſt, ohne daß die große Siedlungs
arbeit ſo weiter geführt worden iſt, wie ſie hätte weitere
geführt werden können. Nunmehr werden ſich die Parla
mente der Angelegenheit annehmen müſſen, um die per
ſömliche und ſachlichen Widerſtände gegen die Siedlung
zu beſeitigen. Das Siedlungsproblem iſt für die Zu
kunft unſeres Volkes zu bedeutſam, als daß es durch eine
Bürokratie zum Erliegen gebracht werden dürfte.

Litwinow,
Tſchitſcherins Vertreter, der die ſcharfe Antwortnote Rußlands an
England verfaßte.

S

Demokratiſche Forderungen im Wehretat.
Die Vertreter der demokratiſchen Fraktion im Reichs

tagshaushaltsausſchuß haben zum Wehretat die nachfol
genden Entſchließungen eingebracht:

Der Ausſchuß wolle beſchließen, der Reichstag wolle
beſchließen, die Reichsregierung zu erſuchen, bet kommen
den internationalen Verhandlungen mit Nachdruck darauf
hinzuwirken, daß die Beſtimmungen des Friedensvertra
ges von Verſailles, Artikel 173 175 halld möglichſt eine
Abänderung in der Weiſe erfachren, daß das Deutſche
Reich in die Lage verſetzt wird, durch Schaffung einer
auf dem Milizſuſtem beruhenden Wehr ſeine Landesver
teidigung dem nationalen Bedürfnis entſprechend zu
geſtalten

Der Ausſchuß wolle beſchließem, der Reichstag wolle
Bbeſchließen, die Reichsregierung zu erſuchen durch inter
nationale Verhandlungen auf eine alsbaldige Abände-

Wirtſchaft das künſtlich geſchaffene Monopol einiger we
niger Fabriken für Herſtellung von Waffen und Muni
tion ſchnellſtens ein Ende findet, ſodaß in Zukunft dem
Reichswehrminiſterium eine gausvreichende Auswahl in
duſtrielber Unternehmungen zur Verfügung ſteht und ſo
mit die Möglichkeit entſprechender Regulierung der Preiſe
gegeben iſt.

Der Ausſchuß wolle beſchließen, der Reichstag wolle
beſchließen, die Reichsregierung zu erſuchen, dafür Sorge
Zu kragen, daß die Preiſe für die Lieferungen ſeitens der
gegenwärtig zur Herſtellung von Waffen und Kriegs
material zugelaſſenen Fabriken zu Selbſtkoſten zuzüglich
eines feſtgeſetzten Gewinnzuſchlages berechnet werden
daß die Prüfung dieſer Soellbſtkoſten laufend vom Rech
nungshof des Deutſchen Reiches worzunehmen iſt, und daß
die im Haushalt für die Amſtellung der wor bezeichneten
Fabriken ausgeworfenen Summen, ſofern ſie einen dau
ernden Wertzuwachs der betreffenden Werke darſtellen
lediglich als Darlehen gegeben werden.

Der Ausſchuß wolle beſchließen, der Reſchstag wolle
Bbeſſchließen, die Reichsregierung zu erſuchen, mit dem nach
jährigen Haushaltsplan einen weſentlich vereinfachten
Verwaltungs und Organiſationsplan für die Reichs

marine vorzulegen.

Soefcures
Die Angeſtellten zum Arbeitszeitnotgeſetz!

Der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten erläßt fol
gende Kundgebung:

Die anhaltende Arbeitsloſigkeit kann ohne das von
dem Spitzengewerkſchaften geforderte Arbeitsgeitnotgeſetz
micht wirkſam eingedämmt werden. Für die Angeſtellten
iſt die Schaffung eines Arbeitszeitnotgeſetzes beſonders

Infolge Ueberſpannung der Rationaliſie
rungsmaßnahmen ſind viele tauſende Angeſtellte mehr
abgebaut worden, als es überhaupt die Rückſicht auf eine
ordnuüngsgemäße Weiter führung der Betriebe zuließ.

Wohlverſtandenes Intereſſe der Wirtſchaft gebietet, daß
alle Maßnahmen ergriffen werden, die beitragen, die
Erwerbsloſen wieder in den Produktionsprozeß einzu
gliedern.

Für die gegenwärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe
muß die achtſtündige tägliche Arbeitszeit als Höchſtmaß
angeſehen werden. Die mit dem techn iſſchen Ausbau der
Betriebe verhundene Anſpannung der Arbeitskraft erfor
dert einen Ausgleich durch Verkürzung der Arbeitszeit.
Nach eigenen Eingeſtändniſſen von Unternehmervertre
tern war bereits vor dem Kriege die Arbeitszeit für
Angeſtellte bei geringer Arbeitsintenſität vielfach kürzer
als im Augenblicke

Für die Wirtſchaft iſt die Rückkehr zu einer 8ſtündigen
tääglichen Arbeitszeit durchaus möglich und tragbar, wie
die in betzter Zeit bereits durch die öffentlichen Erörte
rungen veranlaßte Einſtellung Ubermäßig langer UeberZuſannmenfaſſend dann jedenfalls geſagt werden, daß koſt arbeit beweiſt

rung der auf Grund des Artikels 168 Abſ. 1 des Ver
ſciller Vertrages getroffenen Verkeſinbarungen hinguwir e
en. damit im Intereſſe des Reiches und der allgemeinen

h



Die guf dem Gebiete der Arbeitszeit vorhandenen
Mißſtände laſſen ſich wur ausſchließen, wenn die Zuläſſig
keit der freiwilligen Mehrarbeit beſeitigt wird. Die
praktiſchen Erfahrungen lehren, daß von einer tat
Fäch liſchen freiwilligen Mehrarbeit nicht geſprochen
werden kann. Solange die ſogenannte freiwillige Mehr
arbeit zugelaſſen iſt, ſind die Angeſtellten gegen eine
übermäßige Anſpannung ihrer Arbeitskraft nicht geſchützt.

Der gegen das Arbeitszeitnotgeſetz erhobene Ein
wand, daß damit der ſſchem a tiſche Achtſtundentag ein
geführt würde, iſt ein Schlagwort. Der von den Gewerk
ſchaften ausgearbeitete Entwurf ſah bereits Ausnahmen
für wirklich begründete Notfälle wor. Die Angeſtellten
erheben allerdings Anſpruch darguf, daß jede in Not
fällen über die s8ſtündige täcliche bezw. Asſtündige
wöchentliche Arbeitszeit hinaus geleitete Aeberſtunde mit
einem beſonderen Zuſchlag vergütet wird, da die Mehr
arbeit den Anternehmen erhöhten Gewinn einträgt. Auf
der anderen Seite verhindern Ueberſtundenzuſchläge eine
mißbräuchliche Ausnützung der Ausnahmen

Iſt es der Regierung ernſt mit ihrem ſozialen Pro
gramm, ſo muß ſie jeht handeln. Die unverminderte
Zahl und die wachſende Not der Erwerbsloſen dulden
keinen längeren Aufſchub

Kaufmannsgerichtsurteil.
Eine Anſtellung auf Probe berechtigt nicht zu täglicher

Entlaſſung
Das Kaufmannsgericht Breslau hat, wie der „Ge

werkſchaftliche Preſſedienſt“ mitteilt, in einem Arteil
(A. 3. Ab 1005-26) dieſe Auffaſſung erneut beſtätigt.

Jn der Begründung des Urteils heißt es:
Der Kläger war Handlungsgehilfe in Dienſten der

VBeklagten. Er hat als Handlungsgehilfe für den Fall,

daß eine anderweite Kündigungsfriſt nicht vereinbart
wird, Anſpruch auf die Kündigungsfriſt des 5 66 G.
Dies gilt auch dann, wenn ein Handlungsgehilfe zur
Probe angenommen wird, es ſei denn, daß eine ganz be
ſtimmte Probezeit vereinbart wird. Auch dieſe Ausnahine
liegt hier nicht vor, ſo daß gemäß S 668 56GB. der Kläger
Fortgahlung bis Ende September 1926 fordern darf
Irgend ein Grund, aus dem die Beklagte gemäß S 70
HGB. hätte friſtlos kündigen dürfen iſt nicht dargetan.
Es war daher wie geſchehen Zu erkennen

Die Zahlung von 43. RM die am 30. d. M zu
leiſten ſein wird betrifft die erſte Hälfte des Monats

Ob der Kläger auch ſür die zweite Hälfte des Monats
für die das Dienſtverhältnis an ſich fortbeſteht, Gehalt
fordern darſf, hängt noch davon ab, ob er in der Zwiſchen
zeit anderweit Stellung findet

Meagge Becher
Das neue Heft der „Vierten Wand“ (Zeitſchrift der

Deutſchen Theaterausſtellung Magdeburg 1927 wird durch
einen progrämmatiſchen Artikel von Hans Knudſen eröffnet.
der in außerordentlich anſchaulicher Weiſe, in vorbildlicher
Klarheit und e die Entwicklung des ſchauſpieleriſchen
Stils vom Myſterienſpiel des Mittelalters bis zur Gegenwart
e Da die Theaterwiſſenſchaft eben erſt beginnt, ſich
eſes ihres ſubtilſten Problems erfolgreich anzunehmen, iſt

eine ſolche Darſtellung aus der Feder eines erſten Sachken-
ners von außerordentlichem Werte

Lotte Pritzel, die im Begriff ſteht, ſich von ihren berühm
ten Puppen zur Mitarbeit am lebendigen Theater zu wenden,
legt ihre e eree über das Koſtüm auf der Bühne nie
der; der verſtorbene Altmeiſter der deutſchen Schauſpielkunſt
und weſentliche Förderer ihrer geſchichtlichen Erkenntnis Adolf
Winds plaudert vom alten Burgthéater und zeichnet dabei
„ein Bild, das ein bischen nachgedunkelt erſcheint; doch Mu
ſeumsbilder haben das ſo an ſich

wegen Aufgabe d. Geschatkts.
Trotz der billigen Preise
gewähre ab heute außerdem noch
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Slyſe eines Grenzſalls der Schauſpielkunſt. Hans Genſecke

Hans Kreidemang

net die Forderungen und Probleme, vor die der e
tiker der Gegenwart geſtellt iſt. Auguſt Kruhm berichtet
den Beifall im Theater in Verganger
Georg Richard Kruſe deſſen
Lortzings in allen Einzelheiten erhellt zu haben,

it und Gegenwart m
iſt, das LeVerdienſt es

geht e
Beziehungen des Meiſters der deutſchen komiſchen Open Mumme!

Magdeburg nach. eMitteilungen über das Werden der Deutſchen Theo e
Ausſtellung runden das Heft, das mit Abbildungen der Mi
heimer Original-Dekoration von Schillers „Räuber“ 0ſowie des eigenartigen Baulerntheaters in Kiefersf Qus
(Oberbayern) geſchmückt iſt eingerKrankenkaſſenBeitragsDauer-Tabellen. Die zeitvagn Fhüringe
den Berechnungs arbeiten der
Berückſichtigung der Vorſchriften der Reichsverſicherung

mern einer vereinfachten Löſung. Gerade

Rationaliſterung durch

Lin kenKrankenkaſſenbeiträge u
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in den jetelZeiten wirtſchaftlicher Note bedingen auch dieſe Arbeiten Nach d
Anwendung praktiſcher Beitri Hausbe

Aſhtzloſetabellen, aus denen die Menee dent Entgelt entſpreche e
9Tages, Wochen oder onatsbeiträge glatt abgeleſen

den können. Jm Selbſtverlag von Friedrich Lang, Don
ſtadt, Barkhausſtraße 25, Poſtſcheckkonto Frankfurt a. lung zu
Nr. 30 702, iſt eine Dauer- Tabelle erſchienen, aus der gt von
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſowie die vollen Beiträge Gaſt
alle Krankenkaſſen, inſoweit ſie unter die Vorſchriften unReichsverſicherungsordnung fallen und ſtufenweiſe Grundl gieſert
eingeführt haben, glatt abgeleſen werden können. Feſedienſt,
preis per Exemplar A. bei 5 Exemplaren entſprech

Ermäßigung. du gampfBriefkgsefem Ueber d
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Nach den Vorgängen im Reich und in Preußen kann
kein Hausbeſitzer den Kandidaten der Mittelſtandspartei
rückſichtsloſes Vertrauen entgegenbringen; ihre Vertreter
haben überall verſagt, wo es galt, für den Mittelſtand

e Stellung zu nehmen. Die Auswahl ihrer Kandidaten
tig zengt von Unkenntnis der Verhältniſſe Hausbeſitz
ſei und Gaſtwirtsgewerbe ſind zweierlei Dinge.
en Dieſem Urteil iſt, ſo ſchreibt der Volksparteiliche
n entſoree Preſſedtenſt, nichts hinzuzufügen.

v e SeDer Kampf im „Stahlhelm“. h
Ueber das Ringen der putſchiſtiſchen mit den gemä

ne higten Elementen im Stahlhelm um die Führung weiß
das Berliner Tageblatt“ zu melden:

Ven Im Stahlhelm hat die intranſigente Richtung geſiegt
s Jhr eigentlicher Führer, Bergwerksdirektor Bernhard

Hell Leopold, iſt deutſchnationaler Reichstagsabgeordneter und
wurde wiederholt im Zuſammenhang mit den heftigen
Preſſekampagnen der Deutſchnationalen Volkspartei in

a n Den Jahren 1924 und 1925 genannt. Sein Adlatus iſt
der rechtsradikale Oberſtleutnant Dueſterberg.

Anter dem Drucke Leopolds, der auch Geldgeber gro
r ben Stils für den Stahlhelm iſt, iſt das geſchäftsführende

Vorſtandsmitglied des Stahlhelms, Studienrat Ludwig,
krüher Generalſekretär der Deutſchen Volkspartei, Anfang

J Februar plötzlich entlaſſen worden ſo plötzlich, daß er
nicht mehr an der Vorſtandstagung teilnahm, in der die

wei ſcharfen Reſolutionen gegen den Jungdeutſchen Or
Den Und gegen die franzöſiſchen Frontkämpferverbände be

Wloſſen worden ſind.
Das Verbleiben des bisherigen 1. Vorſitzenden des

Stahlhelms, Franz Seldte, im Vorſtand iſt nur eine Frage
r Zeit. Seine Poſtion iſt won Grund auf erſchüttert.

Mit anderen Worten Der Anhang Streſemanns im
tahlhehm wird ausgeſchifft.

Ueber Herrn Ludwig ſcheint das „Berliner Dagevlatt nicht genügend orientert zu ſein. L. iſt z. Zt. noch
Dienſte des Stahlhelms.

e Soweit wir unterrichtet ſind, hat
i en

Jahre Gefängnis für einen deutſchnationalen Stadt
verordneten.

Der deutſchnationale Stadtverordnete Oberpoſtſekre
5 är Krink aus Dilſit der in der politiſchen Agitation

t ſtets betonte, daß er ein „altpreußiſcher, königstreuer Be
I amter“ ſei, wurde vom großen Schöoffengericht zu andert16 halb Jahren Gefängnis verurteilt. Krink, der verheiratet

und fünf Kinder hat, brauchte für ſeine Freundinnen
gEf bviel Geld, daß er Zahlkarten und Geldbrieſe verſchwin

n ließ und ſich die Beträge aneicnete. Bei ſeiner Ver
M haftung wurden acht Zahlkarten mit fremden AdreſſenI in ſeiner Taſche gefunden. Trotzdem leugnete er die Un

brſchlagungen.

Sehere Mieten ab 1. April.
Steigerung um 10 Prozent. Weillere 10 Prozent am

e n Oktober.
Wie bereits amtlich mitgeteilt worden iſt, hat die

Reichsregierung beſchloſſen, dem Reichsrat den Erlaß
atte Giner Verordnung Zu empfehlen durch die die geſetzliche

Miete am 1. April um 10 v. H. und am 1. Oktober an
et weitere 10 v. H. geſteigert wird, ſo daß ſie nach dem 1. Ok

ober 20 w. H. über der ſogenannten Friedensintete liegt.
ematerial

chmidt Eine Milliarde Mietserhöhungen!

e Wie der „Demokratſche Zeitungsdienſt“ feſtſtellt, be
h el trägt die für den 1. April und den 1. Oktober insgeſammt

voergeſehene Mietserhöhung von 20 Prozent eine Miets
ſteigerung von 1 Milliarde Mark jährlich, da die Vor
kriegsmieten auf 5 Milliarden Mark geſchätzt worden
ſind. Dieſe Berechnung ſtimmt auch mit den Erträgniſſen
der Hauszinsſteuer überein.
Die Demokratſſche Reichstagsfraktion hat ſich mit der

Frage der Mietserhöhungen beſaßt und gegen die Miets
erhöhungen in der vorgeſehenen Form die allerſchwerſten
Bedenken geäußert.

r

Steuerwünſche der Demokraten e
Entſchließungen zum proviſoriſchen Finanzausgleich.
Die deinokratüſchen Abgeordneten Dr. Fiſcher-Köln,
SchneiderBerlin, DietrichBaden, Rönnehurg, Koch Weſer

und die übrigen Mitglieder der demokratiſchen Reichstags
fraktion haben zum Entwurf eines Geſetzes zur Ueber
gangsregelung des Finanzausgleſichs zwiſchen Reich, Län
dern und Gemeinden die nachſtehende Entſchließung
eingebracht:
Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregkerung
zu erſuchen

III
en
dem a) dem Reichstag bhaldmöglichſt eine Aenderung des

Einkommenſteuergeſetzes zum 10. Auguſt 1925 vorh gulegen, wonach der S 10 ſo umgeſtaltet wird, daß
ihr in mit Wirkung vom 1. Jannar 1927 ab erſtmals die
t zweijährige Dürchſchnittsbeſteuerung und vom 1.

t

Januar 1928 die dreijährige Durchſchnittsbeſteue

ſb) die Einkommenbeſteuerung der

enden Familienangehörigen erzielt wird

men
Der verſtorbene Rechtsanwalt Löwe-

Calbe a. S., der Führer der bürgerlichen
Demokratie aus dem Jahre 1848, Prä
ſident der Nationalverſammlung von
Frankfurt a. M., ſoll geehrt werden. An
dem Hauſe, in dem Rechtsanwalt Löwe
viele Jahre gewohnt hat, ſoll eine ſchlichte
Gedenktafel angebracht werden. Am
20. März findet die feierliche Uebergabe
dieſer Gedenktafel an die Stadt Calbe
ſtatt, zu der der demokratiſche Reichstags
abgeordnete Profeſſor Dr. Hummel die
Gedenkrede übernommen hat. Zur An
ſertigung der Gedenktafel und zur Unter

ſtützung dieſer ehrenvollen Feier werden
freiwillige Spenden aus demokratiſchen

und republikaniſchen Kreiſen entgegen
genommen. Einzahlungen erbitten wir
auf das Poſtſcheckkonto Magdeburg
Ludwig Münz Nr. 3310. Demokraten,
Republikaner! Unterſtützt dieſe Ehrung
durch einen freiwilligen Beitrag

à

ommiſſion zu bilden, die die Einfühung der
lamnd wirtſchaftlichen Einhetsſteuer auf der Grund
lage der Ertragsfähigkeit des Bodens unter Aus

Das Problem der Gemeindegetränkeſteuer iſt wäh
vend der letzten Jahre in der Oeffentlichkeit wiederholt
erörtert worden und mehr als einmal Gegenſtand parla
mentariſcher Beratungen geweſen. Der gegenwärtige
Rechtszuſtand ergibt ſich aus S 16 des Finanzausgleichs
geſetzes in der Faſſung vom 27. April 1926. Er unterſagt
die Neueinführung der Gemeindegetränkeſteuer den Ge
meinden, die am 1. September 1925 gemeindliche Ge
tränkeſteuern nicht erhoben haben, geſtattet aber den Ge
meinden, in denen an dieſem Stichtage gemeindliche Ge
tränkeſteuern eingeführt waren, deren Weitererhebung
bis zum 31. März 1927, jedoch höchſtens zu den alten
Sätzen. Die Gemeindegetränkeſteuer würde alſo in wer
mnigen Wochen ihr Ende erreichen, falls die heute noch
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen in Kraft bleiben.

Nun aber enthält S 3 des dem Reichstage augen
blicklich zur Beſchlüßfaſſung vorliegenden Entwurfes
eines Geſetzes zur Uebergangsregelung des Finanzaus
gleiches eine Verlängerung der Gemeindegetränkeſteuer
um ein Jahr, d. h. bis zum 31. März 1928. Ja, es be
ſteht die Gefahr, daß die Aufhebung der Gemeinde
getränkeſteier um 2 Jahre hinausgeſchoben wird, falls
der Reichstag den vorläufigen Finangausgleich nicht nur
auf ein Jahr, ſondern auf zwei Jahre beſriſten ſollte.

Die Deutſche Demokratiſche Partei vertritt im Reichs
tage die Auffaſſung, daß die Gemeindegetränkeſteer, wie
bis vor kurzem allgemein und unbeſtritten geplant war,
am 31. März 1927 aufhören muß, und hat einen entſpre
chenden Antrag eingebracht. Die großen Mängel dieſer
Steuerart ſind gerade in letzter Zeit auch in richterlichen
Sprüchen deutlich hervorgehoben worden. Einer der ſtärk
ſten Gegenbeweiſe gegen die Notwendigkeit der Gemeinde
getränkeſteuer iſt dies Tatſache, daß ſie nur in einer ver
hältnismäßig geringen Zahl von Orten in Gebrauch iſt.

Von den 45 Gemeinden mit einer Wohnbevölkerung
von mehr als 100 000 Einwohnern haben keine Getränke-
ſteier: Lübeck, Stettin, Hannover, Bremen, Braun
ſchweig, Altonag, Hamburg, Münſter, Mainz, Barmen,
München Gladbach, Duisburg, Wiesbaden, Aachen, Ham
born. Dasſelbe gilt für folgende der 47 Gemeinden mit
einer Wohn bevölkerung zwiſchen 50 und 100 000 Ein
wohnern

Dabei iſt das Bild für die Städte von 50 000 Ein
wohnern an zu Gunſten der Gemeindegetränkeſteuer im
Vergleich zu den Orten unter 50 000 Einwohnern über
aus günſtig. Jn den Freiſtaaten Mecklenburg Schwerin
aind Mecklenburg-Strelitz wird die Steuer nur in einem

Halle (S.), den 5. März 1927

nichtbhuchführenden
lind wirtſchaftlichen Betriebe dahin zu ändern, daß
eine völlige Freiſtelllung der im Betriebe mitarbei

ſchluß von Gebäuſden und Jnventar vorbereitet; bet
der Zuſammenſetzung der Kommiſſion iſt dafür Sor
ge zu tragen, daß auch die bäuerlichen Verbände
ausreichend vertreten ſind.

Die Forderung nach Einführung einer zweijäh
rigen und ſpäter einer dreijährigen Durchſchnilts
beſteuerung iſt eine alte Forderung der demokrati
ſchen Partei und iſt ebenſo eine Forderung der
Wirtſchaft, der auf Grund der jetzigen Verhältniſſe
ſtattgegeben werden dann und ſtattgegeben werden
muß.

Die Aenderung der Einkommenbeſteuerung der nicht
buchführenden landwirtſchaftlichen Betriebe bezweckt im
beſonderen, endlich die Steuergerechtigtkeit für die Klein
bauern zu ſchaffen. Die übrigen demokratiſchen Steuer
wünſche ſind entſtanden aus der Forderung nach einer
ſteuerlichen Gerechtigbeit für die Landwirtſchaft als ſolche

Weitere Anträge der Demokratiſchen Reichstagsfrak
tion zum Finanzausgleichsgeſetz fordern die Nichtverlän
gerung der Erhebungsperiode ſowie den Fortfall der Ge
meſindeGetränkeſteuer.

Ebenſo wird gefordert, den S 35 des Finanzausgleichs
geſetzes zu ſtreichen. Die Streichung dieſes Paragraphen
war ſeinergeit ſchon vom Reichsfinanzminiſter Reinhold
vorgeſehen. Jnfolge des Widerſtandes einzelner Länder
iſt es bisher nicht dazu gekommen. Es iſt aber unbe
dingt notwendig, daß dieſer S 35 in Fortfall kommt, denn
damit kommt auch in Fortfall der Anſpruch der wirtſchaft
lich beſiſtungsfähigen Stagatsgebſillde auf Sonderreichszu
ſchüſſſe. Es beſteht gar kein Grund, dafür zu ſorgen
daß wirtſchaftlich nicht lebensfähigen Stagatsgebilden auf
Grund dieſes S 35 und auf Grund von Reichsgeldern ein

hat.

Weiterhin ſind dann noch Aenderungen des Einkom
menſteuergeſetzes vorgeſehen, die eine beſondere Erleich
terung für den Mättelſtand bedeuten.

Völkiſcher Zuſammenbruch.

Der natſongalſogialliſtiiſche Abgeordnete Straſſſer
hat, wie vffentlich bekannt wird, ſeiwen Austritt aus
der Fraktion der wölkiſchen Arbeits gemeinſchaft erhlärt
mit der Begründung, daß er ſich durch einen Artikel des

ſönlich verletzt ſühle. Durch dieſen Austritt verliert die
völtiſche Fraktion die Fraktionsſtärke. Armes „Wächtel

Gemeindegetränkeſteuer Finanzausgleich.
Von Staatsminiſter a. D. Sivkovich.

unbedeutenden Orte erhoben, im Freiſtaate Braunſchweig
rung erfolgt;

e

nur in Wolfenbüttel und in Bad Harzburg, in der Pro

chen!“

a S

vinz Schleswig-Holſtein nur in Kiel und Flensburg, in
der Provinz Pommern nur in Greſifswald, Swinemünde
und wenigen kleinen Orten

Die Reichsregierung ſchätzt die Erträge an Getränke
ſteuern im ganzen Reiche auf 75 Millionen Relchsmark.
Da ſich nun der geſamte Geldbedarf in den deutſchen Ge
meinden auf mehr als 22 Milliarden beläuft, ſo erbrin
gen die Getränkkeſteuern höchſtens 3 Progßent. Die ent
ſprechenden Zahlen für Preußen ſind folgende: Geſammt
ailſkommen in den Gemeinden über 5000 Einwohner 1925
bis 1926 1,418 Milliarden, Aufkommen an Getränkeſteuer
40 Millionen Mark gleich 2,82 Prozent.

Die für Beibehaltung der Gemeindegetränkeſteuer ins
Felld geführten wirkungsvollſten Belſpiele ergeben nur
bei Regensburg und München mehr als 3 Prozent hinſicht
lich des Antelills der Gemeindegetränkeſtenter am Geſammt
aufhommen der Gemeinden Und was die Stadt Berlin
anbetrifft, ſo kann man wirklich nicht ernſtlich behaupten
daß bei einem Haushalt von 617,2 Millionen Reichsmark
die Erträge der Berliner Getränkeſteuer mit 15,36 Mil
lonen Reichsmark irgendwie nennenswert ins Gewicht
fallen und daß die Verſtopfung dieſer Quelle den Etat der
Reichshauplſtadt gefährdet. Wäre dem ſo, ſo könnte man
der Stadt Berlin nur Sparſamkeit in anderer Beziehung
dringend empfehlen. Die Finanzgebarung der Stadt
Berlin gerade in letzter Zeit hat nicht den Eindruck er
wecken können, als ob die Geſundheit der ſtädtſſchen
Finanzen von 15 Millionen Mark Getränkeſteuern ab
hängig wäre.

Es iſt zu hoffen, daß der wohlerwogene Standpunkt
der Deutſchen Demokratiſchen Partei gegen die Aufrecht-
erhhaltumng der Gemeindegetränkeſteuer ſich bei den bevor
ſtehenden Beratungen im Reichstage durchſetzt. Die in
der jetzigen Regierung vertretenen Parteien mögen es
ſich geſagt ſein laſſen, daß man draußen im Lande die
Aenderung ihrer früheren Haltung in dieſer Frage nicht
werſtehhen wird, falls ſie ſich endgültig gu einer ſolchen
bereit finden laſſen ſollten. Schöne Redensarten über
Entlaſtung des Steuerzahlers ſind wertlos, wenn ihnen
nicht auch in dieſer Richtung Taten folgen.

Die Deutſche Demokratiſche Partei, die nicht zu
letzt auch in der Aera Reinhold durch Heralbſetzung der
Amſatzſteuer, Abſchaſffung der Luxusſteuer und andere
Maßnahmen gezeigt hat, daß ſie bei der Steuergeſetz
gebung wirtſchaftlichen Erſforderniſſen Rechnung trägt und
auf Sparſamkeit in der öſſentlichen Verwaltung drängt,
hat und behält ihr klares Ziel: die Beſeitigung der Ge
meindegetränkeſteuer zum 1. April 1927.

Daſein ermöglicht wird, das keinerlei Berechtigung mehr

Abgeordneten v. Ramän im Deutſchen Tageblatt vom
17. d. M. wegen der darin enthaltenen Behauptungen
über das Verhältnis von Hitler zur Großinduſtrie per
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Gründung eines Reichsbauernbundes.
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt, iſt

guf der letzten Vertretertagung des Reichsverbandes
Jand wirtſchaftlicher Klein und Mittelbetriebe wuf An
trag des Schleſiſchen Bauernbundes beſchloſſen worden,
für den Reichsverband den Namen „Reichsbauernbund
angunehmen. Der Name ſoll dann eingeführt werden,
wenn die zur Zeit ſchwebenden ausſichtsreichen Zuſammen
ſchluß Verhandlungen mit anderen Verbänden zum Ab
ſchluß gekommen ſind. Aus dem Bericht des Geſchäfts
führers geht hervor, daß die Bewegung überall wächſt
und daß die Bauernbewegung überall im ſchnellen Fort
ſchreiten begriffen iſt. Es wurde u. a. beſchloſſen den
Aufbau und die Beſtedelung von großen Gütern im
Oſten durch die Hauptgenoſſenſchaft land wirtſchaftlicher
Klein und Mittelbetriebe mit aller Energie zu betreiben

Ein taktvoller Fraktionskollege.
Aus Hannover wird dem Demokratiſchen Zeitungs

Dienſt geſchrieben Herr Alpers hat ſeine Aeußerungen
im Kaſſel über die Wirtſchaftpartet, deren Reichstagsab
Heordnete ſich und den DeutſchHannoverſchenAbgeordne
ken durch die Vereinigung zur Exiſtenz einer Fraktion ver
holſen haben, widerruſen. Nun bringt die „Hannoverſche
Landeszeitung“, das Organ der DeutſchaHannoveraner,
Sinen Brief über eine Bremer Rede des Herrn Alpers,
in der er der Wirtſchaftspatet beſcheinigt, daß ſie als
Vertreterin des ohnehin ſchwachen Mittkelſtandes dieſen
uneinig machen und ſeine Kraft zerſplittern könne.“ Eine

Sondervertretung im Reichstag könnte dem Mittelſtand,
inſofern ſie die mittelſtands freundlichen Parteien ver
feinde, mehr ſchaden als nützen. Es gelte vielmehr, die
politiſchen Parteien und ihre Führer für den Mittelſtand
zu gewinnen.“

Jm Hannoverlande iſt die dafür in Frage kommende
Partei natürlich nur die DeutſchHannoverſche Partei
meint Herr Alpers, worüber die Wirtſchaftspartet jeden
falls Fraktion hin, Fraktion her! eine andere Mei
mung haben dürfte. Nicht wahr, Herr Nolte Sollte
die zerrüttete Ehe mit der Wirtſchaſftspartei“, die Herr
Alpers ſchleunigſt wieder k. v. geſchrieben hat, nicht doch
weichlich bleſſiert ſein?

Handwerksförderung in der Rechtsregierung.
Jn der Oeffentlichkeit ſind eine Anzahl von Meldun-

gen wiedergegeben, wonach die Stelle eines Staatsſekre
Kärs ſür das Handwerk geſchaffen werden ſollte, dann hieß
es, daß ein Reichskommiſſariat für das Handwerk einge
richtet werden ſoll und zwar ſoll dafür die Stelle eines
Miniſterialdirektors geſchaffen werden, der dem Reichs
wiviſchaftsminiſterium angegliedert würde. Wie der
„Demokratiſche Zeitungsdienſt“ von unterrichteter Seite

erfährt, treffen alle dieſe Meldungen nicht zu. An amt
ücher Stelle iſt über ſolche Abſichten nichts bekannt. Es

kann ſich wohl nur darum handeln, daß innerhalb par
lKJamentariſcher Kreiſe derartige Pläne erörtert worden

ſind oder noch erörtert werden. Bisher haben ſie jeden
falls nicht zu konkreten Vorſchlägen geführt.

Landbundkriſe in Brandenburg.
Laut Mitteilung des „Teltower Kreisblattes“ wurde

von der Landbundgruppe Dabendorf, Kreis Teltow, zu
den Landwirtſchaftshammerwahlen einſtimmig beſchloſſen,
die Liſte des Landbundes, an deren Spitze der Ritter

Hutsbeſitzer von Goertzke ſtehht, nicht zu wählen, weil ſie
micht den Beſchlüſſen des fünften Landbundbezirkes ent
ſpricht. Der Zoſſener Bezirk hatte ſeinerzeit einſtimmig
in der Dezemberverſammlung gefordert, daß der Bedeu
ung des Bauernſtandes entſprechend ein Vertreter des

Mittelbeſitzes die ſichere erſte Stelle einnehmen ſoll.
Jm Kreis Teltow iſt auch vom Reichsverband land

wirtſchaſtlicher Klein und Mäittelbetriebe eine Liſte zur
Landwirtſchaftskammerwalhl eingereicht, die ſich des aller
wegſten Intereſſes bei allen Bauern des Kreiſes erfreut.

t J

Regelung der Miniſterpenſionen.
Ein demokratiſcher Antrag.

Der demokratiſche Reichstagsabgeordnete Brodauf
und die übrigen Mütglieder der Demokratiſchen Reichs

tagsfraktion haben nachſtehenden Antrag eingebracht
Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung

Zu erſuchen, alsbald einen Geſetzentwurf vorzulegen, der

Bonaparte.
Von Fritz von Anruh.

Der „Bonaparte“ Anrühs liegt jetzt als Buch vor
Werlag Frankfurter Societäts-Druckerei). Er iſt nicht
Kur die erſte Ueberraſchung des dramatiſchen Jahres
1927, er wird auch die freudigſte und bedeutendſte ſein.
Mit wunderbarer Sicherheit erfaßt der Dichterden welt
entſcheidenden Augenblick gus dem Leben Napoleons:
den Kampf um die Hinrichtung des bourboniſchen Prin
zen Enghien und die Stunden vor der Kalſerkrönung.
Wie dieſes Werk packt, beweiſt allein eine Szene des
Hritten Abtes, die die Zuſammenkunft Bonapartes mit
Enghien in Vincennes zeigt.

(Enghien in reicher Gala, den Degen mit beiden
Händen am Griff umfaßt und vor den Mund gehoben
kommt langſam herein. Dahinter Molin und Gefange
nenwärter.)

Bonaparte: Was bedeutet der Aufzug?
der Kommandant der Feſtung?

Schweigen. Dann tritt Fouche vor.)
Ernghien: General Bonaparte Sie ſehen mich
n der Ordenstracht eines Großritters vom Heiligen
Geiſt. Jnm Zeichen dieſer mir von meinem König
verliehenen Würde habe ich die Avantgarde der Conde
ſchen Armee neun Jahre lang gegen die Revolution
geführt.
Fouche: Weiß der Prinz nicht, daß er vor Gericht
iſt und nur zu antworten hat!

Wo iſt

die Anwendung des Reichsbeamtengeſetzes auf die zurück
getretenen Reichskanzler und Reichsminiſter der Republik
gusſchließt und eine der veränderten Sttelllung der Mi
niſter des parlamentariſchen Staates entſprechende Re
gelung trifft, in welchen beſonderen Fällen und in welcher
Höhe ihnen Uebergangsgelder oder Ruhegehälter gewährt
werden.

n

Külz behält ſein Mandat
Jn Linigen Zeitungen wird berichtet, daß der frühere

Roichsinnen miniſter Dr. Külz die Abſicht habe, ſein
Reſchstagsmandat niederzulegen. Der Abgeordnete Külz
ermächtigt uns, mitzuteilen, daß an ſolchen Behauptungen
kein wahres Wort iſt Er denkt garnicht daran, ſein
Mandat niederzulegen.

Reichshilſe für Junglehrer.
Die Demokratiſche Fraktion hat beſchloſſen, bei der

Beratung des Haushalts des Reichs miniſteriums des
Jnnern einen Antrag einzubringen, der vorſteht, daß als
Zuſätzliche Hilſe ſiür die Junglehrer aus der Relichskaſſe
entſprechende Mittel zur Verſügung geſtellt werden

Die Freigabe gewerblicher Räume.
Demokratiſche Abänderungsanträge

Die Demokratiſche Fraktion des Preußiſchen Landtags
hat nachſtehenden Abänderungantrag des Ausſchuſſes für
Wohnungs und Heimſtättenweſen geſtellt S

Der Landtag wolle beſchließen, anſtelle der Ziffern
2, 3 und 4 des Ausſchußantrages a) das Staatsminiſte
wium zu erſüchen, die Verordnung vom 11. November
1926 betreffend Lockerung des Mieterſchutzes dahin abzu
ändern, daß ſie ſich nur auf die Vorſchriften des Woh
mungsmangelgeſetzes, nicht aber auf diejenigen des
Reichsmietengeſetzes und des Mäeterſchutzgeſetzes bezieht,
Kündigungen und Mietsſteigerungen alſo ausgeſchloſſen
bleiben.

Jm Fallle der Ablehnung von a)
b) das Staatsminiſterium aufzufordern,

ordnung vom 11. November 1926 mit
muüngen abzuändern

die im S 3 Abſatz 3 vorgeſehene Friſt zur Kün
digung wird guf den 1. April 1928 hinausgeſchoben,

2) für gewerbliche Räume, deren Jahresfriedens
miele in Berlin 4000 Mark, in den übrigen Orten der
Sonderklaſſe 3 000 Mark, in den Orten der Sonderklaſſe
A 2400 Mark, in den Orten der Sonderklaſſe B 2 000
Mark, der Ortsklaſſe C 1500 Mark und der Ortsklaſſe
D 1000 Mark nicht überſteigt, bleiben die bisherigen Be
ſtimmungen der Wohnungsbewirlſchaftung mit Ausnah
me der Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes auf
vecht erhalten.

3) Wird durch die Kündigung eines gewerblichen

die Ver
folgenden Beſtim

Raumes oder durch die Steigerung der Miele die wirt
ſchaftliche Exiſtenz des Mieters bedroht, ſo ſteht dieſem
das Recht zu, einen aus gewerblichen Mietern und Haus
Beſitzern paritätiſch zuſammengeſetzten Einigungsausſchuß,
der beim Mietseinigungsamt zu bilden iſt, anzurufen,
der über die Berechtigung der Kündigung bezw. der
Höhe der Miete rechtgeitig zu entſcheiden hat

Jm Falle der Ablehnung von 6b) Ziffer 1
die Verordnung vom 11. November 1926 dahin

ſabzuändern, daß die durch S 3 Abſatz 3 vorgeſehene Friſt
zur Kündigung auf den 30. September 1927 hinausge
ſchoben wird.

Ein weiterer Zuſatzantrag beſagt:
Der Landtag wolle beſchließen, die Staatsregierung

gufzufordern, in den Ausführungsbeſtimmungen zu der
Verordnung vom 11. November 1926 anzuordnen, daß
Die Geſchäftsräume ſolcher Geſellſchaften, die durch die
Reichs und Landesregierung als gemeinnützig anerkannt
ſind, nicht als gewerbliche Räume angeſehen werden.

Die Demokratiſche Preußenfraktion an Braun
Einrichtung der obligatoriſchen Schiedsſtellen.

Der Vorſitzende der Deutſchen Demokratiſchen Frak-
tion des Preußiſchen Landtags, Juſtizrat Falk hat, wie
der „Demokratiſche Zeitungsdienſt mitteilt, am 23. Fe
bruar an den preußiſchen Miniſterpräſidenten Braun das
nachſtehende Schreiben gerichtet

Bongaparte: Er wede
Enghien: Es war ein Traum, Jhnen im offenen

Gefecht mit dieſem Degen in der Hand zu begegnen
Bonaparte: Bürger Conde
Enghien: Jch bin ein Fürſt aus der Raſſe

Prinzen, den man nicht mit „Bürger“ anſprächt.
Savary: Sie ſtehen hier nicht auf dem Parkett von

Verſailles
Fouche: Daß Sie vor dem Konſul erſcheinen durf

ten, verdanken Sie ihrer Mutter.
Enghien: Jch bin kein Mütterſohn.

meinem Vater, dem Grafen von Artois.
Bonaparte: Jhre Mütter iſt eine fromme Frau.
Enghien: Sie vergöttert Sie!
Bonaparte: Weil ſie Frankreich liebt.
Enghien: Wer Frankreich liebt, muß Sie vergöttern?
Bonaparte: Jhr DTiſchgetrommel, meine Herren
Enghien: bemerkt es, zu den Offizieren): Sie wiſ

ſen, wie gang ich Frankreich angehöre
Bonaparte: Was wiſſen Sie mehr von Frankreich,

als daß es Jhnen Jhre Apanage bezahlte
Enghien: Jmmerhin, brauner Gaſt meine Lie

be für Frankreich iſt nicht erſt in Ajaccio geboren!
Bonaparte: Ob in Ajaccio oder in Bethlehem, wenn

nur ein Stern über der Wiege war!
Enghien: Rollen Sie nicht Jhre ſchönen Augen!
Carnot: Sind Sie verrückt?
Enghien: Jch bin der Enkel von vierzig Königen,
Bonaparte und Alle Großartig!

Der

Jch gehöre

die Mittel für die Wohnungsſü
beſchädigten von 224 Millionen Mark auf 72

dauern Kenntnis von dem geſtrigen Beſchluß des Stacte
miniſteriums genommen, daß unter Außevracht laſſung de
Beſchluſſes des Landtags die Verordnung des Herr
Wohlfahrtsminiſters vom 11. November 1926 unveränden
aufrecht erhalten werden ſoll. Der Kampf um dieſe Ve
ordnung hat unleidliche Formen angenommen. Die ſi He
daraus erge benden Mißhelligkeiten wären vermiede
worden, wenn der Herr Wolhlfahrtsminiſter ſich vor E
laß ſeiner Verordnung mit den Regierungsparteien dztteftVerbindung geſetzt hätte. Statt deſſen iſt das Woh hataſtsn
falhrtsminſſterium über die dringenden Vorſtellunge t 7
meines Fraktionsfreundes Hoſf einfach hinweggegange o.
Man hat es für richtig gehalten, ihn in Ankenntnis übte
den beabſichtigten Schritt zu laſſen. Meine Freunde ha eianmntiſſ
ben vergeblich verſucht, die ſchweren Folgen zu beſeitige e Weißer
die die Verordnung für zahlloſe Familien zeitigen mu Weellgung.
Wenn wir uns daher auch frei von jeder Verantwortun
für dieſe Folgen wiſſen, ſo haben wir doch den dringende niſche
Wunſch dieſe Folgen nach Möglichkeit zu beſeitigen ode n llags t
nach Möglichkeit zu mildern. Das wird erreicht, wenn da aber
Staatsminiſterium im Verfolg ſeines geſtrigen Beſchluſſe e R
unverzüglich im Reichsrat beantragt, daß die Länder en n nd
mächtigt werden, obligatoriſche Schiedsſtellen zur En Dann
ſcheidung der Streitigkeiten zwiſchen Mietern und Ven r i
mietern gewerblicher Räume zu errichten. Wir nehme 9 i
an, daß der Herr Wohlſahrtsminiſter mit dieſen Vor r
gehen einverſtanden iſt. öGtuppe füt

Na aben
Die Demokratiſche Partei an Hellpach. ung des

Der Vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Parte
(Koch, Erkelenz, Füſcher) hat an Profeſſor Dr. Hellpach égönebeck.
Heidelberg das nachſtehende Telegramm gerichtet ber „Gold

„Die Deutſche Demokratiſche Partei beglückwünſch ſprache
Sie herzlichſt zum 50. Geburtstag. Sie gedenkt heute de lonmen.
erſten Präſidentſchaftswahlkampfes, in dem Sie die Fahn Fyzwig i
der Partei vorantrugen und gibt der Gewißheit Aus énabend, de
druck, daß Sie auch fürderhin von hoher Warte Gegen agsabgeo
wart und Zukunft des deutſchen Volkes durch Wort un
Tat beeinfluſſen werden.

S

9 D. P.
ar Magdet
deſen erhalt

ſt deutſchen

pſhten Wer
i ſich bei de

Dr. Friedensburg als Kaſſeler Regierungspräſident.
Billigung des Provinzialausſchuſſes.

Der Provſinzialausſchuß iſt am Sonnabend, den
Februgar, in Kaſſel zu einer Sitzung zuſammengetrete
und hat mit 9 gegen 5 Stimmen, bei einer Stimmen
halttung, die Wahl Dr. Friedensburgs zum Regierungs

äſi Die Vereinigte Rechthat gegen Dr. Friedensburg geſtimmt, der Kommuniſt ha
ſich der Shimme enthalten.

Zum Abſe

ter vorläufig

Perbewoche in

Ufnahmen ge

als i
Wohnungsfürſorge der Kriegsbeſchädigten.
Ein demokratiſcher Antrag J

Die Demokratiſche Reichstagsfraktie

zu erhöhen. Der Betrag von 228 Millionen für dieſe
Zweck iſt außerordentlich gering. Die Demokratiſch
Fraktion hat ſchon früher für eine Erhöhung der aus

geworfenen Mittel gehämpft, dafür aber keine Zuſtim
mung erhalten. Jeder billig denkende Menſch wird zu
geben müſſſen, daß ſür die Wohnungsfürſorge der Kriege
beſſchädigten mehr als bisher getan werden muß.

K

len Bauer

her Aufma
die deutſch

i Eo hat
er Dr. S
ſchihit heſproch

i die De
Demokratiſche Agaranträge in Preußen. eben vo

Bei der Beratung des Haushalts im preußiſchen de hat
Landtag hat die Demokratſiſche Land tagsfraktion u. v n Siedeln
die nachſtehenden Anträge eingebracht ine

Der Landtag wolle beſchließen: Das Staatsmini e Kwünge
ſterium wird erſucht, den dem Staate gehörigen landwirt Alin
ſchaftlich genutzten Grundbeſitz ſowie den landwirtſchaftlig m n
genutzten Grundbeſitz von Körperſchaften, deren Verwal ahofal
tung der ſtaatlichen Kontrolle unterſtehht, der Verwaltun t den V
der Domänenverwaltung im Jntereſſe einer wirtſchaft
lichen Ausnutzung zu unterſtellen.

Der Landtag wolle beſchließenn: Das Staatsminiſte
rium wird erſucht, denjenigen Domänenpächtern, welche
den üüblichen Koſtenbeitrag zum Bau von Landarbeiter
wohnungen unberechtigter Weiſe ablehnen, jede Vergün Bauer
ſtigung (Pachtſtundung, Meliorationsbeitrag uſw.) zu dern die

entziehen Herein gkandes

Bonaparte: Anſer Blut iſt auch kein Pfützenwaſſer
Enghien: Jch bezweifle nicht, daß es köſtlich iſt.
Bonaparte: Großritter mit der Taube im Or n

den der Heilige Geiſt lebte mit den Fiſchern vom Sei
Genezarellh, den Teppichknüpfern und den Dirnen der

Stadt AlsEnghien Das Schickſal hat meine Wiege an die dtbeiſer
Stufen des Throns geſtellt. ſdeltBonaparte: Meine hat zwiſchen Sturm und Bran Gleſche.

dung geſtanden auf ſatter Erde! AndardEnghien: Franzoſen! (ohne Bonaparte zu beachten) Shedlenſt

wenige Augenblicke bin ich Euch Treuen gegenüber in hen
tiefer Erregung auf dem Boden der Heimat. Laß beloſße
uns noch heiß vom erſten Begegnen deſſen gedenken (er Wgendiw.
zieht den Hut) der nicht nur nach dem Geſetz, ſondern auch Utſchn
nach der Forderung unſeres Herzens unſer König iſt. ben

Bonaparte: Es lebe Ludwig 18. (Enghien ſetzt den die
Hut auf und ſteht verächtlich). nie
Fouche: Bürger Konſul Sie erlöſen uns mit die d irg

ſſem Scherz! v VatEnghien Jm Waffenſaal fand ich die Pauken und d Ni
ſilbernen Trompeten, mit denen unſer königliches Or e u
cheſter das Tedeum unterſtütte Schafft das Muſik n
gerät auf die Empore Jede Kerze helll GlanzGlorie! Dankgebete ſollen ſteigen de

Bonaparte: Entwaffnet ihn! auſ
Enghien: Einen Conde hat noch kein Sterblichee San

entwaffnet! e l de dent



la Denendem de

wan Bezirk Magdeburg
e v Veranſtaltungen

u riſ derh d Deutſchen Demokratiſchen Partei,

i i Ortsgruppe Magdeburg
dasen S Geſchäſtsführender Ausſchuß Montag, den 7. März
ehehmnn abend 74 Uhr in der Geſchäftsſtelle, Breiterweg 139
wminis be bis 140.
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beſeitt Stammtiſch. Dienstag, den 8. März, abends 8 Uhr
tigen n Hotel Weißer Bär“, Weinſaßſtraße 6. Erwünſcht iſt ſtar
änlwortun e Beteiligung.
dringendelen Politiſche Ausſprache: Sonntag, den 13. Februar
Wenn da ormittags 11 Uhr in der Freundſchaft. Redner Land
Veſchluſ tags abgeordneter Hartmann
Länder e Gruppe Rortfront-Alteneuſtadt, Dienstag, den 15.
zur En März, abends 8 Uhr, im Cafe der Nationalfeſtſäle
und Ver kommunalpolitiſche Ausſprache. Redner Stadtverord
i nehme neter O. Schüler. Gaäſte, durch Mitglieder eingeführt,
tieſen Vog haben Zutritt.

Gruppe für Handwerk und Gewerbe Mittwoch den
16. März, abends 8 Ahr in den Allſtädter Bürgerſälen:
Vortrag des Abgeordneten Obermeiſter Bartſchat.

en Par
Hellpa

htet:

t heute de

Schönebeck. Freitag, den 10. März, abends 8 Ahr,
n der „Goldenen Sonne (Vereinszimmer) politiſche
Ausſprache Reſerent Abgeordneter Dr. Bo h nie r. Gäſte
willkommen.

Eoswig i. Anhalt. (Oeffentliche Verſammlbung)
Sonnabend, den 5. März, im Cafe Reuter, Redner:
Landtagsabgeordne r. Bohner,Wort in Landtagsabgeordneter Dr h ne r

D. D. P. Werbeadreſſen. Die Mitglieder der Orts
jtuppe Magdeburg haben ein Rundſchreiben betr. Werbe
ſdreſſen erhalten. Wir erwarten von allen Mitgliedern

er Deutſchen Demokratiſchen Partei, daß ſie uns die ge
d. den wünſchten Werbeadreſſen umgehend überweiſen. Niemand
enhetrelſharf ſich bei der diesmaligen Werbung ausſchließen.
Stimmen

3

dent.

Zum Abſchluß der Reichsbannerwerbewoche. Nach
r vorläufigen Zählung hat das Reichsbanner in der

erbewoche in Groß Magdeburg rund daun ſſe n d Neu
fwahmen gemacht. Der Erfolg iſt umſo höher anzu
Hlagen, als infolge der ungünſtigen wirtſchaftlichen Ver

niſſe auch in dieſer Richtung hin eine ſtarke Ein

onal t t a gerei. e Schnationglen wollen ſtedeln, etwas gang
ſie Vertreter des Großgrundhbeſitzes
hetreihen. Sie verſuchen in ge

die kleinen und mittleren Landwirtee J ir die deutſchnattonale Großgrundbeſttzerpolitik zu hal

kräftig zu ünterſtützen.

Jn der neuen türkiſchen Hauptſtadt Angora
Das neue Parlamentsgebäude in Angora, deſſen Bau jetzt fertiggeſtellt wurde und das wie e

i kleines Bahnſtattonsgebäude anmutet,

An unſere Anhänger! Eine Organiſation dann nur
vorwärts kommen, wenn ſie Ungezählte Mitarbeiter hat.
Voller Erfolg wird ihr nur beſchieden ſein, wenn alle
Mitglieder mit Hand ans Werk llegen und die Arbeit des
Vorſtandes tatkräftig unterſtützen. Nach einer wirkungs
wollen Aufklärungs und Werbearbeit hat auch pünktliche
Beitragszahlung zu erfolgen. Geordnete Finanzen erleich
tern die ganze Organiſationsarbeit. Wir bitten dringend,
die noch außenſtehenden Beiträge aus dem Jahre 1926
ſowie die noch vrüchſtändigen Bezugsgebühren für die
Mitteldeutſche Rundſchau“ möglichſt umgehend abzufüh

ren. Die Arbeit im Bezirk iſt mit ganz erheblichen An
koſten verbunden Auch unſere Freunde auf dem Lande
bitten wir, an ihrem Teile mitzugarbeiten, damit die Wer
bearbeit in keiner Weiſe ins Stocken gerät. Einzelmit
glieder, Vertrauensmänner, die einem Ortsverein oder
keiner Kreisorganiſation angehören, zahlen unmittelbar
n die Wahlkreisorganiſation einen Beitrag in Höhe von
Mk. vierteljährlich Wir wiſſſen, daß durch die ge
gen wärtige Wirtſchaftslage viele unſerer Freunde ſchwer
zu kämpfen haben. Wir glauben aber, daß andere Partei
freunde zu größeren Opfern bereit ſind. An ſie richte
ſich unſere Bitte, uns durch freiwillige Erhöhung des
Mindeſtbeitrages in unſerer organiſatoriſchen Arbeit

Deutſchnationale Hattloſigkeiten.
Dr. Menzel iſt bei den Deutſchnationalen angekreuzt,
der Mann muß möglichſt bald verſchwinden; ſo würde man
verfahren, wenn die Deutſchnationalen in Preußen an die
Macht kommen ſollten. Ueber Menzel ſchrieb die deutſch
nationale Preſſe, er ſollte Oberpräſident von Niederſchle

n. So hat beiſpielsweſe kürzlich der bekannte Nauum-
ürger Dr. Schäſeſle in Halberſtadt über Bauern
olitik geſprochen und verſucht, den Anſchein zu erwecken,
Is ſei die Deutſchnationale Volkspartei eine würdige
zertreterin von Bauernintereſſen. Eine Anzahl anderer
erbände hatten einen Aufruf erlaſſen unter dem Stichreußif ort „Siedeln iſt not!“ Die Deutſchnationalen ſind zu die

e r tellungnahme, mit der ſie es ſicherlicht nicht ernſt mei
t e gezwungen worden, weil die pommerſchem und ſchle

gatsmi ſchen Bauern gegen die Vorhewrſchaft der Großgrund
land ſiher in den Landhünden vorgegangen ſind. Wer dieſe

rtſchaftlit

ſten werden. Um zu hören, was wahr iſt, hatte die
deutſchnationale Fraktion eine Kleine Anfrage an den
Miniſter geſtellt. Die Antwort des Jnnenminiſters (ſtegr
jetzt vor

„Die Gerüchte über einen bevorſtehenden Wechſel
in der Stelle des Oberpräſidenten der Provinz Nieder
ſſchleſien ſind völlig aus der Lüft gegriffen. Jm übri
gen muß das Stagtsminiſterium angeſichts der Bewer
tung, welche die Tätigkeit des früheren Landrats von
Drebnitz, jetzigen Poligeipräſtdenten Menzel, in der
Kleinen Anfrage erfährt, nachdrücklichſt in die Erinne

Alſchnatiogale Agitaltonsmethode kennt, der weiß, daß
mit dem Beſtand des Landbundes ſehr ſchlecht Beſtellt
in muß. Der Aufruf „Siedeln iſt. not!“ beſteht im
e darin, daß einige Sätze aus der Regierungs
lärung des Kabinetts Marx angeſührt werden. So
nn aber heißt es:
Wir betonen, daß es ſich hierbei nicht nur um
Bauernſiedlungen und Bauernſöhne handelt, ſon
dern die große Siedlungspolitit muß von vorn
herein auch an Vermehrung des Landarbeiter
ſtandes denken, um die Entlaſtung des überſüllten
Arbeitsmarktes überhaupt herbeizuführen.
Zur Beruhigung der Landarbeiter wird gleichzeitig
it dem Appell von der öffiziöſen deutſchnationalen Par
tkorteſpondeng ſein Artikel Siedlung und Landarbei
rin Umlauf geſetzt, in dem geſagt wird

„Ausgeſchloſſen iſt es allerdings, daß ein Guts

Verwal
rwaltün
virſſchaft

tsmini

men de

die rbeiter, der ſich noch garnichts erſpart hat, ange
an ſiedelt werden kann Nach dem Grundſatz

Gleiches Recht für alle kann daher auch kein
d Bund Landarbehter, der nicht etwas Vermögen beſt ine

I Siedlerſtelle bekommen. d h. allſo, nur wer einen
heachte n großen Sack voll Geld hat, Der ſoll zur Siedlung
über zugelaſſen werden, aber nur uf Oedland oder

La irgendwo anders Die großen Güter werden die
m Deutſchnationalen für Siedlungsland nicht her
rn an eben Wenn die Deutſchnationalen von der Not
on wendigkeit einer durchgreifenden Siedlung ſprechen
ſeht d o denken ſie ſicherlich nicht dabei, dem Großgrund
ſ beſitz irgend ein paar tauſend Morgen abzunehmen.
mit d Der Bauer kann ſehen, wo er Land bekhommt, von

den Deutſchnationalen bekommt er ſicherlich keins
an Das ganze beweiſt, daß die Deutſchnationalen durch

ken 9 die kleinen und mittleren Bauern gegwungen wer
he ſt den ein pagr freundliche Worte über die Stedlung
e zu ſchreiben, die als Beruhigungspulver dienen

ſollen. Die Bauern werfallen dieſemdeutſchnationalen Trick micht neueſten
Sie wiſſen, wo ihre

dieſes Geld wieder zu hohen Zinſen der Wirtſchaft zur
Verfügung geſtellt.
indüſtriellen, ohne den Reichstag zu befragen überwieſen

Deutſchnationale Finanzm imiſter

ung zurückrufen, daß die ſeinerzeit von gewiſſer Seite
gegen Menßel erhobenen Verdächtigungen, die zunächſt
zu ſeiner Abberufung als Landrat geführt hatten, vor
Gericht auf Grund eingehendſter Verhandlungen als
niedrige Verleumdungen feſtgeſtellt worden ſind. Das
Staatsminiſterium darf wohl erwarten, daß dieſe als
haltllos erwieſenen Verdächtigungen nicht mehr vorge
bracht werden

Haltloſe Verdächtigungen nennt der Miniſter die
deutſchnationalen Behauptungen. Eine ziemlich derbe
Abfuhr!

Treue Dienſte. Unſer Parteifreund, Lagerverwalter
Wilhellm Fimnike, war am 25. Februar d. J. 40 Jahre
im Dienſt der Firma Künneth u. Knöchel in Magdeburg
Wir beglückwünſchen Herrn Finke zu dieſem ſehr ſeltenen
Juübſtläum.

Burg. Wirtſchaftspolitiſche Ausſprache. Die Deut
ſche Demokratiſche Partei hatte den Landtagsabgeordneten
Knieſt am Montag, den 28. Februar, für einen Vor
trag über „Mittelſtandsfragen“ gewonnen. Jm voraus
ſei bemerkt, daß der Vortrag ein überaus guter war und
eine glänzende Aufnahme gefunden hat. Einleitend
ging Abgeordneter Knieſt auf die außen politiſche Lage ein
und wies beſonders auf die Wirren in China hin. Zur
Lage im Jnnern übergehend behandelte der Vortragende
die Bildung der RPechts regierung Am ein objektives Ur
teil zu fällen, müßte man die Taten dieſer ſtark deutſch
national durchſetzten Regierung abwarten. Dieſe Regie
rung habe ſtarke Aehnlichkeit mit dem Kabinett Luthe r
Schlieben aus dem Jahre 1925 Damals hat man
zwei Milliarden Goldmark mehr aus der deutſchen Wirt
ſchaft herausgezogen, als notwendig war. Der Staat hat

700 Millionen hat man den Ruhr

Für den gewerblichen Mittelſtand hatte der frühere
won Schlieben ſage undſchreibe 25 Millipnen übrigg. Ob der Mättellſtand von Hern Siedlungsfreunde ſind und kennen auch allzu gut jetzigen Regierung anders behandelt wird ſet ſehr frag

Die deutſchnationalen Siedlungsgegner“ lich. Der frühere demokratiſche Finanzminiſter Dr.

Poligeipräſident

e

Reinhold hat die Schwüerigkeiten, in der ſich der Mit
telſtand ſehr ſtark befand, Zuerſt erkannt und eine T
bhenswerte Steuerſenlungsaktion aus dieſem Grunde
worgenommen. Dieſe Steuerſenkungsaktion hat nöch nach
träglich die Billigung der Wirtſchaftspartei gefunden.
Dr. Reinhold habe erkannt, daß dem Mittelſtand geholfen
werden muß, wenn dieſer wieder auf die Beine kommen
ſoll. Eine Aenderung und eine wirtſchaftliche Geſundung
könnte nur durch eine Verbillit gung des Geldes ein
treten. Alle die Grfolge, die mach dieſer Richtung hin zu
verzeichnen ſind, haben wir dem demokratiſchen Finanz
mimiſter Dr. Reinhold zu verdanken Abgeordneter
Knieſt behandelte im Anſchluß daran eingehend die Ar
beiten, die die demokratiſche Landtagsfräktion im Preu
ßiſchen Abgeordnetenhaus im Intereſſe des Mittelſtandes
unternommen hat. Es ſind dieſelben Fragen, die Ab
geördneter Knieſt bereits in einer Magdeburger Verſamm-
lung dargelegt hat. Wir ſehen deshalb davon ab, weitere
Ausführungen zu machen. Wir haben in unſerer Son
derausgabe „Mittelſtand und Staat uns eingehend zu
dieſer Arbeit der demokratiſchen Land tagsfraktion ge
äußert. Jntereſſant war ferner die kritiſche Bemerkung
des Redner zum Städtebaugeſetz u. zum Städteordnungs
geſetz. Die Ausführungen ſanden lebhaftem Beifall. Der
Vorſitzende Legerloßh dankte dem Vortragenden für
ſeinen guten Vortrag Die Ausſprache waraſehr umfang
reich und Abgeordneter Knieſt hat alle an ihn gerichteten
Fragen zur Zufriedenheit beantwortet

Kreis Jerichow J. Die Klein bahnen wer
den um gebaut. Der Provinziallandtag hat folgen
den Beſchluß gefaßt

Die Provingialverwaltung zu erſuchen, zum
nächſten Provingiallandtag eine Vorlage über den
Ambau der Kleinbahnen des Kreiſes Jerichow I
autszuüarbeiten und während des haufenden Jahres
die Planbearbeitung mach Möglichkeit zu beſchleus
migen.

Wie wir erfahren, ſind die Vorarbeiten ſoweit er
folgt, daß die Pläne für die Deilſtrecken Burg Ziefar,
Jieſar Magdeburgerforth und Lobürg Gommern dem
Regierungspräſidenten zur lamdespolizellichen Prüfung
vorgelegt werden können.

Seehauſen i. Altm. Am Donnerstag, den 24. Fe
bruar, hielt die Hrksgruppe Seehauſen der Deutſchen
Demokratiſchen Partei einen Vortragsabend ab, zu dem
die Mehrzahl der hieſigen Gewerbetreibenden perſönlich
eingeladen war. Redner des Abends war unſer Land
tagsabgeordneter Bäckermeiſter Hourtz, der einen hoch
intereſſanten Vortrag hielt. Er hehhandelte vor allem die
Gewerbeſteuer, an deren Novelle Abgeordneter Hourtz
perſönlich mit gearbeitet hat. Ferner wurde die Haus
zinsſteiter behandelt ſowie die Freigabe der gewerblichen
Räume. An dem mit lebhaftem Beifall aufgenommenen
Vortrag ſchloß ſich eine längere ſehr intereſſante Aus
ſprache. Es wäre wünſchenswert geweſen, daß alle Ein
gellädenen dieſen ſachlichen Vortrag mitangehört hätten,
denn er brachte unendlich viel Neues und Aufklärungen
für die Kreiſe des Mittelſtandes Jm Laufe des Monats
März findet wieder ein Vortragsabend ſtatt, zu dem vor
ausſichtlich Regierungsrat Pautſch Magdeburg das Re
ferat übernimmt.

Quedlinburg. Die hieſige Ortsgruppe hatte auf
letzten Mittwoch wieder zu einem Vortragsabend nach dem
„Bunten Lamm“ eingeladen Vor der gut beſuchte
Verſammlung ſprach der Stadtverordnete Dür e Mag
deburg über Sorgen des gewerblichen Mättelſtandes
Der Redner begann ſeine Ausführungen mit den Worten
eines franzöſiſchen Politikers: „Man kann wohl ein Volk
eine kurze Zeit in der Dum mheit erhalten, man kann ailch
einen einzelnen Mann in der Dummheit erhalten, aber
man kann ein ganzes Volk nicht dauernd in der Duümm
heit erhalten Redner ſchilderte dann die Verhältniſſe
in der Nachkriegszeit, wie die Angehörigen des gewerbli
chen Mittelſtandes nicht wußten welcher politiſchen Par
tet ſie ſich anſchließen ſollten. Kritiſch betrachtete ſodann
der Redner eine Aen ßerung des Reichsaußenminiſters, wo
nach eine „leichte Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage ein
getreten ſei. Der Vortragende wies auf die ſchwere
wirtſchaftliche Lage hin, die durch die ſtark paſſive Han
delsbilanz entſtanden ſei. Jm letzten Monat weiſer der
Reichshaushaltsplan wieder einen Ausfuhrüberſchuß von
300 Millionen Mark auf. Es müſſe alles getan werden,

S e



um den Export zu heben und andererſeßts müßte ſich das
deutſche Volk Beſchränkungen auferlegen, damit die Gin

fuhr von Früchten, Gemüſen uſw. zurückgehe. Beklagens
wert ſei die fortwährend ſei genſde Kurve der Erwerbslo
ſenſtatiſtik. Die Wohnungsnot nd die Erwerbsloſen
frage ſeien aktuellle Fragen des Mittelſtandes. Gine Beſ
ſerung der Lage des gewerblichen Mittolſtande ſei ob
hängig von der vbefriedi enden Löſung dieſer Fragen
Eingehend beſchäftigte ſich der Redner mit der Gewerbe
ſteuer, dem Arbeitszeitgeſetz und der Berufsausbildung.
Eine beſſere Gewerbeordnung müſſe angeſtrebt werden.
Von größter Wichtigkeit ſei die Belebung der Bauwirt
ſchaft. Sodann erörterte Redner die Fragen des Kanal
banes, die Schädigungen des gewerblichen Mittelſtandes
durch Kommunalbetriebe und ſchhießlich zeigte Redner
Mittel und Wege, wie ein Ausgleich herbeigeführt werden
hann, wenn die Steuern ermäßigt würden. Der Vortra
gende erntete reichen Beifall für ſeine trefflichen Ausfüh
rungen, denen ſich eine Ausſprache anſchloß.

Cöthen (Demokratiſcher Klub). Johann Heinrich
Peſtalozgis Stellung zur franzöſiſchen und ſchweizeriſchen
Revolution, ſo hieß das Thema, welches ſich der Vor
ſitzende des Klubs für ſeinen Vortrag geſtellt hatte den
er am 28. v. Monats gelegentlich des Klubabends hielt.
Der Redner, Studiendirektor Lohmann, M. d. L. hatte
damit einen ſehr glücklichen Griff getan. Während in den
letzten Wochen Peſtalozzi der Allgemeinheit als Schul
mann und Pädagoge vor das geiſtige Auge geführt wur
de, ſtellte Abg. Lohmann eine Seite dieſes Mannes in
den Vordergrund, die leider ſehr wenigen bekannt iſt.

Der Vortragende behandelte Peſtalogzi als Politiker und
Revolutionär und bemerkte Limleſtend, daß es früher wo
Fürſten und andere Potentaten herrſchten, natürlich ver
pönt war, den Mann von ſeiner politiſchen Seite zu
zeichmnen. Es gibt keinen großen Philoſophen, der

micht für die Freiheit Und den Fortſchritt eingetreten
wäre, ſo etwas wurde früher der Menſchheit ſabſichtlich
worenthalten. Peſtalozzi war dreimal ſchwegeriſcher De
putierter, ſeine politiſche Tätigkeit fehlt in der Literatur.
Und das wenige Vorhandene iſt nur einem blemnen Zirkel
bekannt. Als Politiker hat er micht aufgewiülhlt wicht ge
hetzt, aus ſeinen politiſchen Schriften ſprüht der Geiſt des
Fortſchritts und ein freiheitlicher Drang. Er griſf rück
ſichtslos dasjenige an, was ihm reſormbedürftig erſchien
und wies auf die zerrütteten Zuſtände des damaligen
Stagatslebens hin. Wie einer ſeiner Zeitgenoſſen, Gutlhs
muths, der Vorläufer des Turnvaters Jahn, die Fürſten
als Schröpfköpfe des Landes bezeichnete ſo kämpfte Pe
ſtalozzi gegen das damalige Finanßſyſtem ſeines Heimat
Jandes. „Liebes Volk, ich will dir auſhelfen!“, unter die
ſem Leitmotiv krat er in den polltiſchen Kampf. S
Herz ſchlug immer für die Armen und Bedrückten. Seine

Zevolutionären Schriften wieſen heilende, ausgleichende
nd verſöhnende Auſſatze auf Sein Wirten galt aus der

Einheit der Schweig. Bedeutungsvolt iſt hier ein Brief.
v r an den Freiherrn vom Stein geſchrieben hat. DasDen liegt e S Der Brief iſt ein offenes
Wort an einen offenen Deutſchen. Peſtalogzi hatte wenig

le Meinung von den Fü ſten. Er wandte ſich gegen
Die Selbſtſucht dieſer Stände, auch von Napoleon I. ſprach
er nicht mit hoher Achtung. Jn ſeinen revolutionären
Schriften nimmt er Anteil an der franzöſiſchen Revolu
on, er greift auf allen Gebieten des nationalen Leben
ein. Aus Dankbarkeit wird er zum Bürger Frankreichs
ernannt, er erhielt alſo dasſelbe Bürgerrecht wie Schiller
und Klopſtock. Der Vortragende macht die Zuhörer nun
mehr mit einer Anzahl politiſcher Auſſätze, Zeitungs
artikel, Flugſchriften, Aufrufe U. dergl. bekannt. welche

Peſtalozgi geſchrieben hat. „An Helvetiens Volk. Ein
Weckruf an das Schweiger Volk zeigen ſeine e
Sprache. Er bezeichnet ſich ſelbſt als alten Pepribli-
kaner“ und, was beſonders bezeichnend iſt. er tritt ſchon
6 Jahre vor dem Beginn der ſchwetzeriſchen Revolution
auf und wendet Worte an, die ſchließlich nur ein Mann
ſeiner Art wagen durſte, der ſeinem Volke etwas geben
kann. Peſtalozzi hat ſowohl die franzöſiſche wie auch d
ſchweigeriſche Revolution begrüßt, die Auswüchſe der n
wegung hat er verdammt. Er ſetzt ſich ein für e
und für die republikaniſchen Dugenden. Vom R
wurde noch bemerkt, daß es notwendig ſet, die Gedanken
welt dieſes Mannes in der heutigen Zeit wieder r
leben zu laſſen. Der ganze Menſch Peſtalozzi war r
ziehungsgeiſt, was er vor mehr als hundert Jahren e
gilt zum großen Deile auch noch heute. Studienrat r
Lohmann ſchloß unter lebhaftem Beifall mit der of
Kung, daß auch der Politiker Peſtaloggi noch weiteren

eiſen bekannt würde.n Parteifreunde ſorgten in der Pauſe für ge
ßangliche und muſikaliſche Unterhaltung. Dann würden
vom Vorſitzenden werſchiedene Dagesfragen zur Aus
Gprache geſtellt. Zum „Fall SHölzke ſprach der Schrift
führer Herr Thon. Er begrüßte es, daß endlich einmal
die Regierung des Freiſtagtes Anhalt unter den Beam-
den durchgreift, die den heutigen Staat vevachten. Der
Juſtigoberſekretär Hölzke beim Amtsgericht in Bernburg
hat den heutigen Staat als Sauſtall bezeichnet. ſich auf
offener Straße herumgeprügelt, beleidigende Aeußerun
gen über den erſten Reichspräſidenten getan, ſich Urlaub
unter Vorſpiegelung falſcher Tatſachen verſchafft anſtatt
ſich zu erholen, bei der ſchwarzen Reichswehr Dienſt ge
an. Jn Woörlitz ſollte er im Gaſthaus die Zeche nicht
bezahlt haben. Die kürzlich ſtattgefundene Verhandlung
vor dem Anh. Diſziplinargericht in Deſſau ließ dieſen Be
Amten in keinem guten Lichte erſcheinen Das Urteil
Jautete auf Dienſtentlaſſung. Er fand noch milde Rich
der, im erſten Jahre erhält er 90 Prozent, in den folgen
den 2 Jahren 50 Prohent ſeines Einkommens für den
Uebergang. Der Debatteredner bemerkte „Hoffentlich
wirkt dieſes Urteil bei denen abſchrechend, die noch nicht
zum heutigen Staate ſtehen. Wenn dieſes eine Exempel
noch nicht genügt, ſo werden hoffentlich noch andere

folgen.

Graf Seidlitz-Sandreczkti,
unter deſſen Vorſitz die wieder au lebende Deutſchkonſervative Partei
tagte, die die von den Deuſchationalen angenommenen Republik

Richtlinien verwirſt

Dann wurde das unqualiſigierbare Verhalten eines
Abgeordneten im anhaltiſchen Kirchenparlament, der der
tirchlichen Rechten angehört, beſprochen, der einen im ho
hen Lebensalter ſtehenden verdienten Mann, der freiheit
lich denkt, mit Schlägen gedroht hat. Zum Schluß beſprach
man noch Reichswehrfragen und billigte die Haltung un

ſerer Parteiführer. C. Th.
Eingegangene Gelder: L. H.Schackensleben 10 Mk.

H. B. Magdeburg 8,25 Mk. J. A. Neuhaldensleben 4,15
Mk. L. F.-Sandbeiendorf 5 Mk. St. R. Magdeburg 6
Mk. O. Sch.Gerwiſch 5 Mark.

Bezirk Halle.

IIDDDDrEECEECC u
Wir bitten

unſere Mitglieder in Halle, deren Wohnuungsverhältniſſe
es erlauben, einen auswärtigen Parteifreund

als Gaſt aufzunehmen,
um Ausübung dieſer Gaſtfreundſchaft an unſerem am
19. und 20. März in Halle ſtattfindenden

Wahlkreisparteitag.
Unſere Geſchäſtsſtelle, Leipziger Straße 21 nimmt die An
meldungen entgegen und wird auch die Zuweiſung der
auswärtigen Parteifreunde an die Gaſtgeber veranlaſſen

Der geſchäftsführende Vorſtand.
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Halle. Anläßlich von Anfragen, die uns zugingen,
möchten wir betonen, daß die Zuſage unſeres Partei
führers Herrn Reichsminiſter a. D. Koch zu unſerem
Wäahlkreisparteitag in ganz beſtimmter Form vor
liegt. Herr Koch wird, wie auch an anderer Stelle er
ſichthich, zunächſt am 19. März abends 8 Ahr im großen
Wintergartenſaal in Halle ſprechen. Wir halten es für
ſelbſtverſtändlich, daß an dieſer Veranſtaltung alle Halle
ſchen Mitglieder teilnehmen, ſofern ſie nicht durch Krank
heit an der Beteiligung verhindert ſind. Bei der ſtarken
Jn anſpruchnahme unſeres Führers für demokratiſche
Kundgebungen in allen Großſtädten bedeutet die Zuſage
des Herrn Koch an Halle ein großes Enthegenkommen.
Danken wir ihm alſo dadurch, daß alle Halleſchen Demo
kraten Männer und Frauen an dieſem Abend zur
Stelle ſind. Für die eingeſchriebenen Parteſimitglieder
muß die Beteiligung an der öffentlichen Kundgebung am
Sonnabend abend eine Ehrenpflicht bedeuten. Der Ein
tritt zu der Kundgebung iſt frei.

Herr Koch bleibt aber auch ebenſo beſtimmt zu den
Verhandlungen des Parteitags am Sonntag, die im gro
ßen Saal des NeumarktSchützenhauſes ſtattfinden, hier.
Zu dieſen Verhandlungen haben alle organiſierten Par
teimitglieder Männer und Frauen als Gäſte Zu
tritt. Wir erwarten auch hierfür eine ſtarke Beteiligung.
Herr Miniſter a. D. Koch wird im Rahmen der Tages
ordnung über die politiſchen Spannungen in der äußeren
und inneren Lage ſprechen. Seine Ausführungen wer
den für den werkrauten Kreis der Parteimitglieder be
rechnet und deshalb von beſonderem Intereſſe ſein. Auf
der Tagesordnung ſtehen neben den geſchäftlichen und
organſſatoriſchen Angelegenheiten

1. Vortrag des Herrn Reichsminiſter a. D. Koch über
die politiſche Lage.

2. Vortrag des Herrn Landtagsabgeordneten Studen
Direktor Dr. Bohner Magdeburg über „Preußiſche
KHullturpolittlik.“

3. Vortrag des Herrn Provinziallandtagsabgeordneten
Landrat Dr. von Krauſe Querfurt über „Ver
ſegung der Provinzialverwaltaung.“
Auch Herr Miniſter Dr. Schrei ber iſt anweſend

und nimmt an den Verhandlungen teil.
An alle Partei mitglieder in Halle und im Bezirk er

geht alſo die Bitte
Die Tage des 19. und 20. März gehören dem

Beſuch der Veranſtaltungen der Partei

Halle. (Ein ſchwerhöriger Horchpoſten.) Ueber einen
niedlichen Zwiſchenfall, der ſich auf dem demokratiſchen
Reichsbauerntag in Braunſchweig abſpielte, ſchreibt uns
ein Leſer unſeres Blattes Zu der Sitzung am Sonn
abend, den 29. Januar 1927 hatte ſich ein früherer
deutſchnationaler Landtagsabgeordneter Hagemann

aus Kramme eingeſchlichen unter dem Namen Ka hle
aus Hildesheim Trotzdem der Verſammlungsle
wiederholt und ſehr nachdrücklich darauf aufmerkſam
macht hatte, daß die Verhandlungen nur für Partein
ghieder beſtimmt ſeien, blieb Hagemann im Sagle, bis
enldeckt und auf viel zu vornehme Art expediert wir
Die deutſchnationale Partei ſcheint ſich recht ſchn
hörige Leute als Horchpoſten auszuſüchen

Halle DeutſchDemokratiſche Frauengruppe. nDonnerstag, den 10. März, abends 8 Ahr, im Reſt a d
rant „St. Nicolaus“ ſpricht Frau Juſtizrat Bennewüber „Eherechtsreform?“. Wir bitten unſere Mitglie e
um recht zahlreichen Beſuch. Gäſte ſind herzlich w Knn mer

kommen. e
ahlbreisparteitag

z Leck e 2e el e

Inderheits

am 19. und 20. März. I Porſthel
Die in Halle am Sonnabend, 19. März, ch engli

abends 8 Uhr im Wintergarten ſtattfindende hanittlung
öffentliche Kundgebung mit unſeremz AußenParteiflhrer
Keichsöminiſter a Koch

e da ſic
h u t Was alWDuuumuunnmununnnuniui
muß von allen Parteſanhängern in Halle h belanglos.
beſucht werden. Außerdem muß ſchon jetzt e Löſung u
jeder ſeine Bekannten und Freunde auf dieſe dung ſtehen
Gelegenheit, den demokratiſchen Führer zu her nicht in

hören, aufmerkſam machen und zum Beſuch hen Min
der Veranſtaltung veranlaſſen ich lich an

Der Abend muß zu einer legt wo d
Pnihungen,
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Nem rumänſſe
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werden.
Wir erwarten auch, daß aus der näheren

Umgebung Halles die Parteifreunde zur Stelle
ſind und Bekannte mitbringen

Eintritt zur Kundgebung frei.

ku mdet e
834 Uhr im Reſtaurant Nic
1. Vortrag Herr Generalſekretä über
bensfragen der Demokratie“. 2. Wahl des 1. Vorſitz
den. 3. Verſchiedenes. Wichtige geſchäftliche Mit
lungen Unſere Mitglieder ſind zum Erſcheinen verpfl
tet! Gäſte herzlich willkommen.

D. D. P. Ortsgruppe Weißenfels. Monkag,
7. März abends 8 Uhr Monatsverſammlung im Se
ſiſchen Hof“. Wegen wichtiger Tagesordnung bittet h Kiel
zahlreiche Beteiligung der Vorſtand. Wenn Honne

Naumburg. Ortsgruppe der D. D. P. Mittwoch wach de
März Vortrag des Landtagsabgeordneten Herrn Mei Wnagne ſt
cke über Wirtſchafts und Siedlungsfragen“. t ſchon im

Delitzſch. Ortsgruppe der D. D. P. Freitag m hob
11. März abends 8 Ahr, Verſammlung in der L
Redner: Herr Dornblüth- Halle über „Die Partei in
Oppoſition“.

Holzweißig. Die rührige Ortsgruppe Holzweißig
der auf der letzten Vertretertagung in Halle gegeben
Anregung gefolgt und hat einen politiſchen Stammt
gegründet. Die zahlreichen Anterſchriften, die eine
Parteigeſchäftsſtelle zugegangene Karte aufweiſt, laß
die rege Beteiligung der Parteifreunde in Holzweißig
ihrer neuen Einrichtung erkennen. Am vergangen
Dienstag abend hatte man die Stammtiſchrunde zu ein
Familienabend unter Beteiligung der Frauen erweit
Aus Halle nahmen Frl. Vehſe und Frl. Dornblü
an der Veranſtaltung teil. Frl. Vehſe ſprach hierbei n
den zahlreich Erſchienenen über die Aufgaben der F m zu ine

in der Gemeinden Sie behandelte das Gebiet der tengendpflege, der Fürſorgetätigkeit und Berufsſchulfrag b hicht

Treffende Beleuchtung fanden auch Fragen des W
mungsbaus und des Finanzweſens. Der Rednerin dan
ſtarker Beifall. Muſikaliſche und geſangliche Darbiet
gen ſorgten dann für Anterhaltung. Der Verlauf
Abends hat viel zur Belebung des demokratiſchen
dankens beigetragen. Man will dieſe Art des Zuſamm
kommens mit Gleichgeſiinnten beibehalten.
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S iſt die beſte Weſenund nachhaltigſte Unterſtützung ling
der Partei theAnmeldungen nehmen enkgegen: n wen

Deutſche Demokratiſche Partei Magdeburg homn
Breiteweg 139/140 h r

Deutſche Demokratiſche Partei Halle
Leipziger Straße 21.
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